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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Grabert 
vom 24. Juli 1973 

Die Bundesregierung verurteilt den Schießbefehl ebenso wie 
jegliche Form der Gewaltanwendung an der Grenze der DDR. 
Sie hält es jedoch in Übereinstimmung mit der Äußerung von 
Bundesminister Bahr für unseriös zu glauben — und glauben 
zu machen — , daß allein ein fortgesetzes Wiederholen der For- 
derung nach Aufhebung des Schießbefehls zu seiner Beseitigung 
führen werde. In ihrer praktischen Politik setzt sich die Bundes- 
regierung deshalb dafür ein, eine Lage herzustellen, in der der 
Schießbefehl aufgehoben wird. Er entspricht um so weniger 
den politischen Gegebenheiten, je mehr sich das Verhältnis zwi- 
schen West und Ost und zwischen den beiden deutschen Staaten 
normalisiert 

Im übrigen sind die von Ihnen zitierten Zeitungsberichte von der 
Bundesregierung schon am 11. Juli 1973 richtiggestellt worden. 


Ist die Bundesregierung nicht mehr bereit, 
die Forderung nach Aufhebung des Schießbe- 
fehls an der Ostberliner Sektorengrenze auf- 
rechtzuerhalten, wenn nein, betrachtet die 
Bundesregierung dies als „seriös" bzw. als 
menschenwürdige Politik, wenn man davon 
ausgeht, daß der Bundesminister für beson- 
dere Aufgaben, Egon Bahr, Zeitungsberichten 
zu folge (z. B. Die Welt vom 11. Juli 1973: 
„Bericht über Bahr-Äußerung zum Schießbe- 
fehl erregt Aufsehen") die Forderung nach 
Aufhebung des Schießbefehls, als „unseriös" 
bezeichnet haben soll? 


Trifft es zu, daß ein Hochschullehrer, der schon 
früher übernommene Forschungsaufträge 
nicht ausgeführt hat (vgl. Stenographischer 
Bericht über die 38. Sitzung vom 6. Juni 1973, 
S. 2095), auch vom Bundespresseamt einen 
Auftrag für ein Gutachten über den „Anteil 
der Medien am Informationsprozeß" entgegen- 
genommen, dafür Geld bekommen und trotz 
eindringlicher Mahnung wiederum keine Er- 
gebnisse abgeliefert hat ? 

Antwort des Staatssekretärs von Wechmar 
vom 30. Juli 1973 

Der Hochschullehrer (vgl. Stenographischer Bericht über die 
38. Sitzung vom 6. Juni 1973, S. 2095) hat für einen teilweise 
erfüllten Auftrag aus dem Jahr 1971 eine Abschlagszahlung er- 
halten. Im Hinblick auf den Zeitablauf wurde der Auftrag im 
übrigen gegenstandslos. Der Auftrag ist daher unter Berücksich- 
tigung der Abschlagszahlung und der sonstigen allgemeinen 
Vertragsvereinbarungen — z. B. die Einräumung der Rechte — 
mit Schreiben des Presse- und Informationsamts der Bundes- 
regierung vom 18. Dezember 1972 in eine Untersuchung zum 


2. Abgeordneter 
Hansen 
(SPD) 
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Thema „Anteil der Medien am Informationsprozeß (Media-Mix)" 
geändert worden. Da der ursprünglich vereinbarte Ablieferungs- 
termin 30. April 1973 nicht eingehalten worden ist, wurde der 
Hochschullehrer aufgefordert, bis zum 15. August 1973 sein Gut- 
achten vorzulegen. 


3. Abgeordneter 
Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die in der vom 
Presse- und Informationsamt der Bundesre- 
gierung für die Angehörigen der alliierten 
Streitkräfte herausgegebenen Zeitschrift „Fo- 
cus on Gärmany" auf gestellte Behauptung für 
wahrheitsgemäß, aus Anlaß des Besuchs des 
KPdSU-Chefs Breschnew hätten neben Mao- 
isten nur Rechtsextremisten, die immer noch 
den zweiten Weltkrieg auskämpfen, demon- 
striert? 


Antwort des Staatssekretärs von Wechmar 
vom 6. August 1973 

In dem von Ihnen angesprochenen Artikel über den Breschnew- 
Besuch wurde auf knapp sieben Zeilen von den Demonstrationen 
(demonstrations) extremistischer Gruppen gegen den Besuch 
und den Besucher berichtet. Es entspricht im übrigen einer 
journalistischen Übung, aus platzbedingten Gründen wenigstens 
außergewöhnliche Begleiterscheinungen eines Ereignisses kurz 
zu erwähnen, über Kundgebungen (gatherings.) wurde deshalb 
auch nicht berichtet. 


4. Abgeordneter 

Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung in der nächsten 
Ausgabe der Zeitschrift „Focus on Germany" 
die Leser wahrheitsgemäß über Teilnehmer, 
Ziel und Ablauf der Demonstration vom 
20. Mai 1973 in Bonn unterrichten, und in wel- 
cher Form gedenkt sie, sich bei den Veranstal- 
tern und Referenten wegen der diffamieren- 
den Berichterstattung zu entschuldigen? 


Antwort des Staatssekretärs von Wechmar 
vom 6. August 1973 

Soweit mit der „Demonstration vom 20. Mai 1973 in Bonn" die 
von dem „Initiativausschuß der Bürger-Initiative Breschnew-Be- 
such 1973" organisierte Veranstaltung gemeint sein sollte, so 
kann auch bei sehr kritischer Auslegung der Textfassung . 
demonstrations . . ., came from the two extremes of German 
political life . . ." diese doch von Mitgliedern der Jungen Union 
organisierte Veranstaltung nicht durch die zitierte Berichterstat- 
tung betroffen sein; so daß sich ein Eingehen auf die weiteren 
Schlußfolgerungen erübrigt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


5. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung in- und 
Dr. Evers ausländische Presseberichte über die Verfol- 

(CDU/CSU) gung der Urwaldindianer in Paraguay und die 

Behauptungen über die Beteiligung von Deut- 
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sehen und von leitenden Angestellten von 
Tochterunternehmen deutscher Firmen sowie 
die angebliche direkte oder indirekte Hilfe- 
stellung des deutschen Botschafters in Asun- 
cion bei diesen Maßnahmen, und welche 
Schritte hat die Bundesregierung gegebenen- 
falls unternommen oder welche Schritte beab- 
sichtigt sie gegebenenfalls zu unternehmen 
um klarzustellen, daß diese Vorgänge nicht 
die Zustimmung der Bundesregierung finden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersdi 
vom 25. Juli 1973 

Zur Frage der angeblichen Ausrottung und Verfolgung von In- 
dianern in Paraguay sowie zu den Vorwürfen, die in diesem 
Zusammenhang gegen den deutschen Botschafter in Asuncion er- 
hoben worden sind, habe ich im Namen der Bundesregierung in 
der Fragestunde des Deutschen Bundestags am 25. Mai 1973 
Stellung genommen. Den Vorwürfen liegt folgender Sachverhalt 
zugrunde; 

1. Der Lebensraum der Urwaldnomaden in Ost-Paraguay wird 
durch fortschreitende Besiedlung immer kleiner. Als einzig 
realistischer Weg aus dem Dilemma bleibt nur der Versuch, 
den Ureinwohnern eine Zuflucht statte zu schaffen und sie 
seßhaft zu machen. Das, von der paraguayischen Regierung 
im Innern des Landes angelegte Reservat Cerro Moroti für 
die Guayaki-Indianer, die sich selbst Ache nennen, dient 
diesem Zweck. 

Ein Eingeborenenhilfskomitee wurde gegründet, als Ende 
1970 eine akute Notlage dadurch auftrat, daß in dem Ache- 
Reservat etwa 70 Nomaden erschienen, auf deren Versorgung 
das Reservat — bis dahin 36 Insassen — nicht vorbereitet 
war. Angeregt durch Presseberichte und auf Bitten der zu- 
ständigen Behörde fanden sich Privatleute zusammen, die 
bereit waren, sich mit ihren jeweiligen Berufserfahrungen 
ehrenamtlich für eine Hilfsaktion einzusetzen und dafür Spen- 
den aufzubringen. Zu dem Komitee gehörten ein paraguay- 
ischer Arzt, ein deutscher Unternehmer, ein amerikanischer 
Bankdirektor, ein Werbefachmann, ein Völkerkundler und als 
Vorsitzender der Geschäftsführer der Hoechst del Paraguay. 
Die Firmen haben zwar Geld gespendet, waren an dieser 
Privatinitiative aber sonst nicht beteiligt. 

Das Komitee hat in zweieinhalb Jahren trotz erheblicher 
Schwierigkeiten eine beachtliche Aufbauarbeit geleistet und 
eine solide Infrastruktur geschaffen. Heute besteht unter 
tatkräftiger Leitung amerikanischer Missionare eine geord- 
nete Siedlung, die bereits ihre eigene Ernährungsgrundlage 
produziert. Es spricht alles dagegen, daß die Indios gegen 
ihren Willen und mit Gewalt in das Reservat geholt worden 
sind. Ihre hohe Sterblichkeit ist nach zuverlässigen Informa- 
tionen auf Unterernährung und schlechten Gesundheitszu- 
stand vor der Übersiedlung sowie auf Anpassungs Schwierig- 
keiten an die Zivilisation zurückzuführen, nicht jedoch auf 
planmäßige Verfolgung. 

2. Der deutsche Anthropologe Dr. Mark Münzel hat als Stipen- 
diat der Deutschen Forschungsgemeinschaft mit Erlaubnis der 
paraguayischen Regierung von September 1971 bis März 1972 
zu Forschungszwecken in diesem Reservat gelebt. Daß die 


4 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/941 


paraguayische Regierung ihm dies gestattete, spricht dafür, 
daß sie nichts zu verbergen hat. Dr. Münzel hat sich mit dem 
damaligen Leiter des Reservats über Fragen der Behandlung 
der Indios zerstritten, weswegen ihm die paraguayische Re- 
gierung schließlich das Betreten des Reservats verboten hat. 
Daraufhin hat Dr. Münzel in der paraguayischen Presse hef- 
tige Kritik an der Indianerpolitik der Regierung geübt. Die 
Heftigkeit der Pressekampagne ließ die Ausweisung Dr. Mün- 
zels und die Beschlagnahme seiner Arbeitsergebnisse sowie 
ungünstige Auswirkungen auf das deutsch-paraguayische 
Verhältnis befürchten. Der deutsche Botschafter in Asuncion 
empfahl daher Herrn Dr. Münzel, aus Paraguay abzureisen. 

Die paraguayischen Eingeborenenbehörden sowie das Hilfs- 
komitee begegnen in ihrer Tätigkeit der Kritik der dem Re- 
servat benachbarten paraguayischen Landbevölkerung, die 
selbst in ärmlichen Verhältnissen lebt und die Leistungen für 
die Indios mit Neid beobachtet; die Eingeborenenhilfe der 
Regierung ist deshalb dort nicht populär. Durch die von Dr. 
Münzel erhobenen Vorwürfe sind Behörden und Hilfskomitee 
nunmehr der Kritik von zwei Seiten ausgesetzt. Die Mitglie- 
der des Hilfskomitees werden entmutigt und verstehen nicht, 
warum sie für humanitäre Hilfsaktionen Nachteile in Kauf 
nehmen sollen. Im Ergebnis trifft die Pressekampagne ausge- 
rechnet die Stellen, die etwas für die Indios tun und erschwert 
ihre Arbeit. 

Angesichts dieser Sachlage beabsichtigt die Bundesregierung 
nicht, bei der paraguayischen Regierung Schritte zu unter- 
nehmen. 


6. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Pressemeldungen 
Peiter bestätigen, die von einem portugiesischen 

(SPD) Massaker in Mozambique berichten, und falls 

sie zutreffen, wird die Bundesregierung dann 
den Botschafter der Bündesrepublik Deutsch- 
land in Lissabon zur Berichterstattung zurück- 
rufen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 31. Juli 1973 

Bereits am 12. Juli 1973 hat das Auswärtige Amt zu Berichten 
über Massaker portugiesischer Truppen in Mozambique folgen- 
des erklärt: 

„Im Auswärtigen Amt liegen aus eigenen Quellen keine Nach- 
richten über Massaker in portugiesischen Überseegebieten vor. 

Das Auswärtige Amt hat die zunächst in der englischen Presse 
erschienenen Berichte über solche Massaker mit Bestürzung zur 
Kenntnis genommen. 

Es befürwortet eine sofortige eingehende Untersuchung durch 
eine unabhängige Kommission und hofft, daß sich die Meldun- 
gen nicht bestätigen werden. 

Das Auswärtige Amt möchte erneut betonen, daß die Bundes- 
regierung die in der Charta der Vereinten Nationen verankerten 
universellen Rechte auf Selbstbestimmung stets auch für die 
Menschen in Afrika gefordert hat. Das deutsche Volk hat die 
Entwicklung der letzten H /2 Jahrzehnte, die zur Unabhängigkeit 
zahlreicher Staaten Afrikas geführt hat, begrüßt und mit Sym- 
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pathie verfolgt. Die Bundesregierung unterstützt die afrikani- 
schen Forderungen, in allen Teilen des Kontinents die Selbst- 
bestimmung zu verwirklichen. Sie lehnt jede Art von Gewaltan- 
wendung ab und hofft, daß sich die notwendigen und zu erwar- 
tenden Entwicklimgen im südlichen Afrika in einer Weise voll- 
ziehen können, daß einerseits die Ziele der Charta der Vereinten 
Nationen verwirklicht werden, andererseits das wirtschaftliche 
und soziale Potential erhalten bleibt," 

Seit dieser Erklärung sind der Bundesregierung keine schlüssi- 
gen Informationen zugegangen, die die genannten Presseberichte 
bestätigen. Die Bundesregierung wird durch ihre Auslandsver- 
tretungen laufend unterrichtet. Eine persönliche Berichterstattung 
des deutschen Botschafters in Lissabon wird zur Zeit nicht er- 
wogen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


7. Abgeordneter Welches Ergebnis hat die Nachprüfung der 
Härzschel Resolution des Ausschusses für Raumordnung 

(CDU/CSU) und Umweltschutz des Landkreises Lörrach 

bezüglich der Milchverseuchung im Raum 
Weil am Rhein vom 6. Juni 1973 gegeben? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 8. August 1973 

1. Sachverhalt 

Wie das Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Umwelt 
des Landes Baden-Württemberg mitteilt, haben die Chemischen 
Landesuntersuchungs anstatt Offenburg und das Tier hygienische 
Institut Freiburg bei Untersuchungen von Milch aus dem Raum 
Lörrach — Weil ab Spätherbst 1972 laufend steigende Werte an 
Hexachlorcyclohexan (HCH) festgestellt. Während bis Februar 
1973 HCH- Werte von unter 0,2 ppm (auf Fettbasis) ermittelt 
wurden, stiegen diese von Anfang bis Mitte März auf 1,201 ppm 
an. 

Da bei den Untersuchungen vorwiegend die alpha- und beta- 
Isomere des HCH nachgewiesen wurden, konnte daraus ge- 
schlossen werden, daß die Rückstände nicht auf Schädlingsbe- 
kämpfungsmaßnahmen der Landwirte zurückzuführen sind. HCH- 
Handelspräparate (Lindan) enthalten nur die gamma-isomere 
des HCH. Die alpha- und beta-Isomere fallen als Nebenprodukte 
(Abfall) bei der Herstellung des Schädlingsbekämpfungsmittels 
Lindan an. Aus dieser Tatsache wird mit großer Wahrscheinlich- 
keit geschlossen, daß die Rückstände in der Milch aus einer un- 
gesicherten Deponie derartiger Abfälle auf dem Werksgelände 
der Firma Ugine Kuhlmann, Hueningen (Elsaß), stammen, von 
wo sie bei den dort vorherrschenden Westwinden in das Beob- 
achtungsgebiet emittierten. 

2. Gesundheitlich bedenkliche Höchstmengen 

Da für Lebensmittel tierischer Herkunft Höchstmengen noch nicht 
festgelegt worden sind, hat das Ministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Umwelt des Landes Baden- Württemberg als 
höchsten duldbaren HCH-Rückstand in der Milch 0,2 ppm (auf 
Fettbasis) angesehen. Dies gilt bei einem aus alpha-, beta- und 
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gamma-Isomeren bestehenden Rückstand. Liegt ein solcher aus 
gamma-isomeren vor, kann wegen der hohen Toxizität dieser 
Variante schon eine Menge von über 0,1 ppm nicht toleriert 
werden. 

Für Lebensmittel pflanzlicher Herkunft sind in der Höchstmen- 
gen-Verordnung — ■ Pflanzenschutz ■ — Kontaminationsgrenz- 
werte von 

2,0 ppm bei Blattgemüse und sonstigem Sproßgemüse, 

1,5 ppm bei Fruchtgemüse, Wurzelgemüse, — außer Möh- 
ren, Obst und Ölsaat — , 

0,1 ppm bei Getreide, Möhren, Zuckerrüben und Hülsen- 
früchte 

festgelegt. 

Für Trinkwasser bestehen noch keine offiziellen Grenzwerte. 

3. Maßnahmen zur Verhinderung von Schäden 

a) Viehhaltung 

Entsprechend der Ersten Ausführungsverordnung zum Milch- 
gesetz mußte ein Abgabeverbot für die Betriebe angeordnet 
werden, bei denen die Meßergebnisse den Wert von 0,2 ppm 
HCH überschritten. Von dem Verbot der Milchabgabe wurden 
in Weil acht Betriebe mit 27 Kühen betroffen. Zwischenzeit- 
lich kamen zwei weitere Betriebe aus Haltingen mit 17 Kühen 
hinzu. Die übrigen Betriebe in Haltingen lagen bisher unter 
der Toleranzgrenze. 

Ferner wurde den betroffenen Landwirten empfohlen, das 
kontaminierte wirtschafts eigene Futter für die Milchvieh- 
fütterung nicht zu verwenden. 

Obwohl in Weil sieben Wochen lang nichtkontaminiertes Heu 
gefüttert wurde, sind die HCH- Werte in der Milch kaum 
zurückgegangen. In den zwei bisher gesperrten Betrieben in 
Haltingen ist jedoch ein Rückgang zu beobachten. 

Aufgrund der Grünfutteruntersuchungen aus Weil muß ange- 
nommen werden, daß das Gras und das diesjährig geerntete 
Heu einen ähnlich hohen Kontaminationsgrad erreichen wie 
im letzten Jahr. Aus diesem Grunde wurde das Regierungs- 
präsidium Freiburg gebeten, darauf hinzuwirken, daß die 
Betriebe in Weil ihre Milchviehhaltung auf geben und auf 
Rindermast umstellen. Bei Masttieren ist eine wesentliche 
Beeinträchtigung des Fleisches nach Auffassung der Veteri- 
närverwaltung nicht zu befürchten, da HCH lediglich im Fett 
gespeichert wird. Vorsorglich können die Tiere über einen 
Schlachthof verwertet werden. 

b) Pflanzliche Nahrungsmittel 

Bei den Untersuchungen von Nahrungsmitteln pflanzlicher 
Natur wurden ebenfalls HCH-Spuren festgestellt. Es läßt sich 
jedoch nicht überblicken, ob bzw. inwieweit derartige Nah- 
rungsmittel im Herbst aus dem Verkehr genommen werden 
müssen. 

c) Trinkwasser 

Da eine Gefahr für eine Grundwasserverunreinigung nicht 
auszuschließen ist, werden vorsorglich laufend Trinkwasser- 
untersuchungen durchgeführt. Bisher bestand jedoch keine 
Veranlassung, ei As (kränkende Maßnahmen ergreifen zu 
müssen. 
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4. Entschädigungen 

Das Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Umwelt des 
Landes Baden-Württemberg hat den betroffenen Landwirten Bei- 
hilfen zum Ausgleich von Kosten und Verlusten gewährt bzw. 
in Aussicht gestellt: 

Insgesamt waren 50 000 DM bereitgestellt und zum größten Teil 
auch ausbezahlt worden. 

Die Beihilfe für die zu vernichtende Mildi ist bis zum 30. Juni 
1973 befristet worden. Für Betriebe, die ihre Milchviehhaltung 
auf geben und auf Rindermast umstellen mußten, wird beim Ver- 
kauf des Viehs der Unterschiedsbetrag zwischen Sdilachterlös 
und Nutzungswert ersetzt, wenn das Vieh bis zum 31. August 
1973 abges.diafft wird. 

Da eine Rechtsgrundlage lediglich für das Verbot zur Abgabe 
von kontaminierter Milch, jedoch nicht für die Anordnung zur 
Abschaffung von Milchkühen besteht, ist nicht gesichert, daß alle 
betroffenen Landwirte ihre Milchkühe abschaffen. Es ist deshalb 
auch noch nicht abzusehen, ob die jetzt vorgeschlagene Regelung 
von allen Tierhaltern in Weil akzeptiert wird. 

Die Unterstützungsaktion der Landesregierung von Baden-Würt- 
temberg stellt eine freiwillige Leistung dar, für die es keinen 
Rechtsanspruch gibt. 

Das Vorkommen von HCH-Rückständen in Milch, Pflanzen und 
Boden wird weiterhin von den zuständigen amtlichen Stellen 
beobachtet. 


8. Abgeordneter Wenn die Angaben zutreffen, was gedenkt 
Härzschel die Bundesregierung dann zu unternehmen, 

(CDU/CSU) um diesem Zustand abzuhelfen? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 8, August 1973 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit hat 
nach erstem Bekanntwerden der Flugstaubemission von der 
Abfalldeponie der Firma U. Kuhlmann, Hueningen, und der Kon- 
tamination der Milch mit HCH mit französischen Regierungs- 
stellen Kontakt aufgenommen und gebeten, dieser Angelegenheit 
nachzugehen. 

Wie das dort zuständige Ministerium für Natur- und Umwelt- 
schutz mitteilt, habe die Regierung alle Maßnahmen ergriffen, 
um künftig eine Umweltgef ähr düng zu verhindern. Die Firma 
U. Kuhlmann werde durch das Ministerium ständig überwacht. 
Im übrigen solle die Produktion von Lindan in diesem Werk ab 
Mitte 1974 stillgelegt werden. 

Nach Mitteilung des Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 
und Umwelt des Landes Baden-Württemberg sind die von den 
französischen Stellen bisher getroffenen Maßnahmen noch nicht 
ausreichend, um die Umweltgefahren auf deutschem Boden völlig 
auszuschließen. 

Die Bundesregierung wird erneut auf diplomatischem Wege mit 
der französischen Regierung Kontakt aufnehmen und dabei um- 
fassende Sachaufklärung erbitten und nochmals um Abstellung 
der schädlichen Emissionen durch die französischen Stellen er- 
suchen. Die Frage von Entschädigungsleistungen im Rahmen der 
bestehenden internationalen Rechtsvorschriften wird hierbei im 
Auge zu behalten sein. 
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9. Abgeordneter Was wird die Bundesregierung tun, um die 
Bühling Finanzierungsschwierigkeiten der - Stiftung 

(SPD) Preußischer Kulturbesitz zu beheben? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 30. Juli 1973 

Nach Behandlung der Finanzierungsprobleme der Stiftung Preu- 
ßischer Kulturbesitz bei der Besprechung der Regierungschefs 
von Bund und Ländern wurde den Kultusministern und -Senato- 
ren der Länder von mir im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster der Finanzen mit Schreiben vom 30. Oktober 1972 ein Fi- 
nanzierungsvorschlag unterbreitet, der einerseits von einem 
stärkeren finanziellen Engagement des Bundes bei den Bauin- 
vestitionen und andererseits von einer Beteiligung aller Länder 
an der Stiftung ausgeht. Dieses Schreiben hat bisher noch nicht 
zu einem greifbaren Ergebnis geführt. Die Bundesregierung 
beabsichtigt, dahin zu wirken, daß auf der nächsten Besprechung 
der Regierungschefs von Bund und Ländern eine Entscheidung 
getroffen werden kann, zumal sie bei der Beratung des Bundes- 
haushalts 1973 aufgefordert wurde, dem Haushaltsausschuß des 
Deutschen Bundestags bis zum 1. Oktober 1973 über den Erfolg 
ihrer Bemühungen zur Lösung des Finanzierungsproblems der 
Stiftung Preußis,cher Kulturbesitz zu berichten. 


10. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für möglich, alle 

Bühling Bundesländer zur Finanzierung der Stiftung 

(SPD) Preußischer Kulturbesitz zu gewinnen? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 30. Juli 1973 

Die Bundesregierung bemüht sich nachhaltig darum, alle Länder 
zur Mitfinanzierung der Stiftung Preußischer Kulturbesitz zu 
gewinnen. 

11. Abgeordneter Treffen nach Kenntnis der Bundesregierung 

Dr. Miltner Pressemeldungen in der Wirts chafts wo che 

(CDU/CSU) vom 29. Juni 1973 zu, wonach eine Delegation 

der SED mit dem DKP- Vor sitzenden Bachmann 
Gespräche über eine Umbenennung der DKP 
in SED geführt habe? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 30. Juli 1973 

Der Bundesregierung liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, 
daß die Meldung in der Wirtschaftswoche vom 29. Juni 1973 
zutrifft, wonach eine Delegation der SED mit dem DKP-Vorsit- 
zenden Bachmann Gespräche über eine Umbenennung der DKP 
in SED geführt habe. 


12. Abgeordneter Welche Vorgänge aus diesem Zusammenhang 
Dr. Miltner sind gegebenenfalls der Bundesregierung 

(CDU/CSU) sonst noch bekannt? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 30. Juli 1973 

Vorgänge, die auf eine Umbenennung der DKP hindeuten, sind 
der Bundesregierung nicht bekannt. 
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13. Abgeordneter Wie beabsichtigt die Bundesregierung sidier- 
Pf eff ermann zustellen, daß der von ihr festgestellte Ver- 

(CDU/CSU) sandhandel von ORWOCHROM-Diafilmen an 

die Firma Wolfen in der DDR zum Zweck der 
Entwicklung nicht darüber hinaus als allge- 
meiner Nachrichtenweg für geheimdienstliche 
Zwecke mißbraucht wird, bzw. welche Maß- 
nahmen sie einzuleiten gedenkt, um auch dem 
Sicherheitsbedürfnis der nicht bei Bund und 
Land beschäftigten Bevölkerung zu entspre- 
chen? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 1. August 1973 

Entgegen Ihrer Annahme hat die Bundesregierung keinen Ver- 
sandhandel von ORWOCHROM-Diafilmen an die ORWO in 
Wolfen (DDR) festgestellt. Ich darf mich insoweit auf meine 
Antwort vom 24. Mai 1973 auf Ihre diesen Sachverhalt betref- 
fende Frage beziehen. Nach den bisherigen Erkenntnissen sind 
anscheinend nur in wenigen Einzelfällen derartige Filme in die 
DDR gelangt. Ob diese Filme dort nachrichtendienstlich ausge- 
wertet wurden, ist nicht bekannt, eine solche Möglichkeit kann 
jedoch nicht ausgeschlossen werden. Aus diesem Grunde werden 
die zuständigen Behörden der Angelegenheit die erforderliche 
Aufmerksamkeit widmen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


14. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbach) 

(CDU/CSU) 


Bedarf es nach Auffassung der Bundesregie- 
rung in der Vorschrift des § 656 BGB bezüglich 
des Ehemaklervertrags nicht dringend einer 
Novellierung, um angesichts mancher bedenk- 
licher Praktiken in der gewerblichen Heirats- 
vermittlung dem Auftraggeber den notwendi- 
gen besonderen Schutz zuteil werden zu lassen 
(Soergel-Siebert, Kommentar zum BGB, Anm. 1 
zu § 656) und damit auch die Grundlage für 
eine einheitliche Rechtsprechung in dieser 
Frage zu schaffen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Erkel 
vom 31. Juli 1973 

Die Bundesregierung hat in ihrer Schriftlichen Antwort vom 
16. Juni 1970 auf die Mündliche Anfrage der Abgeordneten 
Frau Griesinger angekündigt, daß sie die Frage prüfen wird, ob 
gegebenenfalls durch eine Änderung des § 656 BGB die Interes- 
sen der am Mäklervertrag Beteiligten wirksamer geschützt wer- 
den können (Stenographischer Bericht über die 58. Sitzung des 
Deutschen Bundestags vom 16. Juni 1970). Diese Prüfung hat 
ergeben, daß die zu beobachtenden mißbräuchlichen Geschäfts- 
methoden von Ehevermittlern nicht lediglich durch eine Aufhe- 
bung oder Änderung des § 656 BGB beseitigt werden können. 

Zum Schutze des Auftraggebers müssen vielmehr zusätzlich Be- 
stimmungen erlassen werden. Es ist beabsichtigt, die Reform des 
Rechts der Ehevermittler im Zusammenhang mit den Vorhaben 
durchzuführen, die das Ziel haben, die Stellung des Verbrauchers 


10 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/941 


ZU stärken. Im Vordergrund steht hier jedoch zunächst die Re- 
form des Rechts der Allgemeinen Geschäftsbedingungen. Zur 
Vorbereitung gesetzgeberischer Maßnahmen auf diesem Gebiet 
ist eine Arbeitsgruppe berufen worden, deren Aufgabe es ist, 
mit Vorrang Lösungsmöglichkeiten aufzuzeigen, die im Interesse 
eines befriedigenden und wirksamen Verbraucherschutzes Aus- 
wüchse bei der Verwendung Allgemeiner Geschäftsbedingungen 
beseitigen. Darüber hinaus sollen Änderungen des Allgemeinen 
und des' Besonderen Schuldrechts in Richtung auf eine sozialere 
Ausgestaltung in die Prüfung einbezogen werden. Unter diese 
ergänzenden Maßnahmen ist auch die Reform des Rechts der 
Ehevermittler einzureihen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


15. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, nach denen die Feuer- 
Urbaniak Versicherungen den Versicherungsnehmern 

(SPD) llVo höhere Prämien abverlangen und das mit 

der neuen Investitionssteuer begründen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Porzner 
vom 26. Juli 1973 

Die Meldungen treffen insofern zu, als die Feuerversicherer ihre 
Versicherungsnehmer auf die Notwendigkeit hingewiesen haben, 
die Versicherungssumme für Gebäude- und Betriebseinrichtun- 
gen als Folge der Einführung der sogenannten Investitionssteuer 
ab 9. Mai 1973 um llVo zu erhöhen. Die Investitionssteuer fällt 
nach Maßgabe des Steueränderungsgesetzes 1973 nämlich auch 
an, wenn aus Anlaß von Schadenfällen die ausgeschiedenen ver- 
sicherten Sachen des Anlagevermögens durch neue ersetzt wer- 
den. Die Versicherer sehen die Investitionssteuer als Teil ihrer 
Ersatzleistung an, da sie durch den Schadensfall bedingt und 
vom Versicherungsnehmer zu tragen ist. Soweit durch die Inve- 
stitionssteuer daher der Wiederherstellungs- oder Wiederbe- 
schaffungsaufwand für versicherte Sachen (Versicherungswert) 
steigt, bedarf es zur Vermeidung einer Unfallversicherung der 
Anhebung der Versicherungssumme auf den gestiegenen Ver- 
sicherungswert. 

Ob zur Vermeidung der Unterversicherung stets eine volle An- 
hebung um llVo erforderlich ist, hängt von der Art der gedeck- 
ten Risiken ab, denn Investitionssteuer wird nur bei Wirtschafts- 
gütern des Anlagevermögens erhoben und auch z. B. nur dann, 
wenn es sich nicht um geringwertige Wirtschaftsgüter handelt. 
Voraussetzung ist ferner, daß die bisherige Versicherungssumme 
nicht überhöht war. Dies könnte unter anderem der Fall sein, 
wenn der schrittweise Abbau der Ende 1972 ausgelaufenen bis- 
herigen Investitionssteuer, die im Jahr 1968 8Vo betragen hat, 
nicht auch zu einer entsprechenden Verringerung der Versiche- 
rungssumme geführt hat. In diesem Fall wäre aus steuerlichen 
Gründen nur eine Anhebung um 3®/o gerechtfertigt. Allerdings 
ist zu berücksichtigen, daß der Preisanstieg eine mögliche Sen- 
kung kompensiert haben könnte. 

Höhere Prämien können die Versicherer erst verlangen, wenn 
sich der Versicherungsnehmer mit einer Erhöhung der Versiche- 
rungssumme und der daraus erfolgenden Prämienerhöhung ein- 
verstanden erklärt hat. Hierzu ist der Versicherungsnehmer 
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jedoch nicht verpflichtet. In den mir vorliegenden Verlautbarun- 
gen der Versicherer kommt dies auch zum Ausdruck. Erhöht der 
Versicherungsnehmer die Versicherungssumme nicht, muß er 
allerdings einen etwaigen Schaden in Höhe der vorhandenen 
Unterversicherung selbst tragen. 


16. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung mitteilen, ob der 
Parlamentarische Staatssekretär im Bundes- 
ministerium der Finanzen, Porzner, oder der 
Parlamentarische Staatssekretär im Bundes- 
ministerium der Finanzen, Hermsdorf, die Ab- 
sichten der Bundesregierung in bezug auf die 
künftige steuerliche Förderung der Bildung 
von privatem Wohnungseigentum nach § 7 b 
des Einkommensteuergesetzes zutreffend wie- 
dergibt, nachdem Porzner laut Pressemeldun- 
gen im Gegensatz zu einer Antwort, die 
Hermsdorf namens der Bundesregierung am 
8. Juni 1973 im Parlament abgab, nunmehr 
eine wesentliche Einschränkung der steuer- 
lichen Förderung privater Wohnungseigen- 
tumsbildung gemäß § 7 b für die Zeit nach dem 
1. Mai 1974 in Aussicht gestellt und einen ent- 
sprechenden Gesetzentwurf angekündigt hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Porzner 
vom 26. Juli 1973 

Die Bundesregierung hatte Ihnen auf Ihre Frage in der Frage- 
stunde am 8. Juni 1973 geantwortet, daß die Aussetzung des 
§ 7 b EStG nach der Dritten Verordnung über steuerliche Kon- 
junkturmaßnahmen am 30. April 1974 endet, die Steuervergünsti- 
gungen vom 1. Mai 1974 an also wieder in Anspruch genommen 
werden können. An dieser Rechtslage hat sich nichts geändert. 
Eine Änderung des § 7 b EStG für die Zeit nach dem 30. April 
1974 wäre nur mit Zustimmung des Bundestags und des Bundes- 
rats möglich. 

Die geschilderte Rechtslage entbindet die Bundesregierung nicht 
von ihrer Pflicht zu prüfen, ob die bestehenden Bestimmungen 
verbessert werden können. Innerhalb der Bundesregierung wer- 
den deshalb Überlegungen angestellt, wie die steuerliche Förde- 
rung der Errichtung von Einfamilien-, Zweifamilienhäusern und 
Eigentumswohnungen sozial gerechter gestaltet werden kann. 


17. Abgeordneter 

Dr. Sdimitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um für die Zukunft einen besseren 
Schlüssel für die Ermittlung der höchstzulässi- 
gen Kreditaufnahme der Gemeinden und Ge- 
meindeverbände im Rahmen der Verordnung 
über die Begrenzung der Kreditaufnahme zu 
finden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Porzner 
vom 26. Juli 1973 
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Die in der Verordnung über die Begrenzung der Kreditaufnahme 
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trifft — ■ in enger Fühlungnahme mit den Innenministerien der 
Länder und den kommunalen Spitzenverbänden ausgearbeitet 
worden. 

Für die einzelne Gemeinde und den einzelnen Gemeindeverband 
ist der Höchstbetrag der Kreditaufnahme im Haushaltsjahr 1973 
auf das l,56fache des Durchschnitts der Jahre 1967 und 1971 fest- 
gelegt worden, weil nach Ansicht der Bundesregierung hierdurch 
die Auswirkungen einer ungewöhnlich hohen oder niedrigen 
Kreditaufnahme in einem einzelnen Jahr auf den Kreditplafond 
des laufenden Jahres eingeschränkt werden. Hierdurch dürfte die 
Voraussetzung dafür geschaffen sein, daß die im Haushaltsjahr 
1973 für die einzelne Gemeinde bzw. den einzelnen Gemeinde- 
verband mögliche Kreditaufnahme am ehesten der normalen 
Finanzstruktur der kommunalen Gebietskörperschaft entspricht, 
zumal durch den Härtefonds die Möglichkeit geschaffen wurde, 
die besonderen Verhältnisse in einzelnen Gemeinden zu berück- 
sichtigen. 

Sofern in Zukunft wiederum eine Begrenzung der Kreditauf- 
nahme der öffentlichen Haushalte erforderlich sein sollte, wird 
die Bundesregierung in Fühlungnahme mit allen bisher Beteilig- 
ten prüfen, ob für die Ermittlung der Höchstbeträge der Kredit- 
aufnahme der Gemeinden und Gemeindeverbände unter Berück- 
sichtigung der zwischenzeitlich gesammelten Erfahrungen unter 
Umständen eine andere Berechnungsmethode gewählt werden 
sollte. Es ist jedoch zu erwarten, daß jede Regelung für eine 
bestimmte Gruppe von Gemeinden eine Härte bedeuten würde. 
Die letztlich gefundene Lösung wird daher immer einen Kompro- 
miß darstellen. 


18. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
die Aussetzung der Steuervergünstigung nach 
§ 7 b des Einkommensteuergesetzes den kon- 
ventionellen Bau und den Bau von Fertighäu- 
sern unterschiedlich behandelt, wenn ja, 
nimmt die Bundesregierung die Benachteili- 
gung eines Teils der Bauwirtschaft bewußt in 
Kauf? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Porzner 
vom 23. Juli 1973 

Die Bundesregierung sieht in der in § 1 Abs. 3 der Dritten Ver- 
ordnung über steuerliche Konjunkturmaßnahmen vorgesehenen 
Regelung, daß für den Ausschluß der erhöhten Absetzungen 
nach § 7 b EStG beim herkömmlichen Bau die Antragstellung auf 
Baugenehmigung, beim Fertighausbau der Abschluß des Kaufver- 
trags, maßgebend ist, keine unvertretbare Benachteiligung des 
herkömmlichen Baus. Es ist zwar richtig, daß dem Bauherrn beim 
herkömmlichen Bau vor Beantragung der Baugenehmigung Ko- 
sten entstehen können, z. B. für die Ausarbeitung der Baupläne. 
Die mit diesen Kosten finanzierten Leistungen behalten jedoch 
im allgemeinen auch bei einer zeitlichen Verschiebung des Bau- 
vorhabens ihren Wert, so daß sich die in diesen Fällen eintre- 
tenden finanziellen Nachteile in der Regel in erträglichen Gren- 
zen halten. Die Bundesregierung hält daher generelle Maßnah- 
men zur Beseitigung solcher Nachteile nicht für erforderlich. In 
echten Härtefällen sind die Landesfinanzbehörden bei Vorliegen 
der Voraussetzungen des. § 131 der Abgabenordnung zu Billig- 
keitsmaßnahmen befugt. 
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19. Abgeordneter 

Braun 


(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung eine Novellierung 
des Einkommensteuergesetzes Vorschlägen, 
damit vermieden wird, daß bei einem Kauf- 
kraftverfall, wie er in den letzten Jahren zu 
verzeichnen war und auch heute noch zu ver- 
zeichnen ist, eine Besteuerimg der Sparzinsen, 
die nicht einmal die Höhe des Kaufkraftver- 
falls decken, erfolgt? 


20. Abgeordneter 

Braun 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierimg bekannt, daß wegen 
der Besteuerung der Sparzinsen bei den zu- 
ständigen Finanzämtern zahlreiche Einsprüche 
gegen die Einkommensteuerbescheide einge- 
legt wurden, und wird die Bimdesregierimg 
bis zur Novellierung des Einkommensteuer- 
gesetzes die zuständigen Behörden anhalten, 
diesen Einsprüchen stattzugeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Porzner 
vom 24. Juli 1973 

Die Bundesregierung hat mit dem Ersten imd Zweiten Stabili- 
tätsprogramm Maßnahmen eingeleitet, die eine Wiedergewin- 
nung der Preisstabiltät zum Ziel haben. Diesen Maßnahmen ha- 
ben, soweit erforderlich, der Deutsche Bundestag und der Bun- 
desrat zugestimmt. Erste Auswirkungen dieser Stabilitätspolitik 
sind zu verzeichnen. Damit sind Maßnahmen getroffen, die nicht 
die Symptome, sondern die Ursachen der Geldentwertung be- 
kämpfen. Eine Aufgabe des Nominalwertprinzips kann in steuer- 
lichen Teilbereichen nicht in Betracht kommen. Ein Abweichen 
von diesem Prinzip würde erhebliche Auswirkungen auf unsere 
gesamte Rechtsordnung nach sich ziehen. 

Die Bundesregierung hat daher nicht die Absicht, eine Novellie- 
rung des Einkommensteuergesetzes in der Weise vorzuschlagen, 
daß die Besteuerung von Einkünften aus Kapitalvermögen ganz 
oder teilweise entfällt. Die Wirksamkeit der stabilitätspolitischen 
Maßnahmen würde gefährdet, wenn dem Markt durch die völlige 
oder teilweise Freistellung der Einkünfte aus Kapitalvermögen 
von der Besteuerung neue Kaufkraft zugeführt würde. Die Bun- 
desregierung wird deswegen die zuständigen Behörden nicht 
anhalten, Einsprüchen gegen die Besteuerung von Sparzinsen 
stattzugeben. Sie wird vielmehr zielstrebig ihre Stabilitätspolitik 
fortsetzen, die auch den Sparern zugute kommen wird. 


21. Abgeordneter 

Rollmann 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung nunmehr bereit, die 
Taxifahrer von allen öffentlichen Lasten wie 
der Kraftfahrzeugsteuer und der Mineralöl- 
steuer zu befreien, um auf diese Weise der 
Rolle des Taxigewerbes für die Entlastung 
unserer Innenstädte vom privaten Pkw-Ver- 
kehr gerecht zu werden und gleichzeitig für 
stabile Preise wenigstens in diesem Bereich 
zu sorgen, da sonst wegen der jüngsten Mine- 
ralölsteuererhöhung eine weitere Erhöhung 
der Taxentarife unumgänglich erscheint? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Porzner 
vom 31. Juli 1973 

Taxiunternehmen kommen — anders als alle übrigen im Gele- 
genheitsverkehr insbesondere im Mietwagenverkehr tätigen 
Unternehmen — bereits seit dem 1. Januar 1968 in den Genuß 
des halben Mehrwertsteuersatzes von 5,5 v. H. 

Die Taxiunternehmen sind darüber hinaus durch das am 1. März 
1972 in Kraft getretene Verkehrsfinanzgesetz 1971 von der Mine- 
ralölsteuer voll entlastet soweit sie im Linienverkehr nach den 
§§ 42, 43 des Personenbeförderungsgesetzes oder im sogenann- 
ten freigestellten Schülerverkehr nach § 1 Nr. 4 d) der Freistel- 
lungsverordnung eingesetzt sind. Dies ist in einer Reihe von 
Städten bereits versuchsweise der Fall (z. B. in Berlin, Stuttgart, 
Düsseldorf, Karlsruhe, Pforzheim). 

Die Bundesregierung sieht sich nicht in der Lage, zusätzlich zu 
den dem Taxiverkehr bereits gewährten Vergünstigungen wei- 
tere Steuerbefreiungen einzuführen. 

Soweit die Voraussetzungen für die Mineralölsteuerentlastung 
nicht vorliegen, ist darauf hinzuweisen, daß die Kostensteige- 
rung aus der Anhebung der Mineralölsteuer zum 1. Juli 19'^3 
sich in engen Grenzen hält. Sie dürfte für einen Pkw, der im 
Taxiverkehr eingesetzt wird, rund 2 v. H. je Kilometer betragen. 
Nach Ansicht der Bundesregierung rechtfertigt diese Kostener- 
höhung allein keine Anhebung der Fahrpreise. Im übrigen wer- 
den die Beförderungsentgelte im Taxiverkehr nach den Vor- 
schriften des Personenbeförderungsgesetzes nicht von der Bun- 
desregierung, sondern von den Landesregierungen oder den 
von ihnen ermächtigten Genehmigungsbehörden festgesetzt. 

Die Kraftfahrzeugsteuer für Pkw ist 1955 um rund 20 v. H. ge- 
senkt worden und seitdem unverändert geblieben. Die angekün- 
digte Änderung dieser Steuer wird im Durchschnitt zu keinen 
Mehrbelastungen führen. 

Die Bundesregierung verkennt nicht die Bedeutung des Taxige- 
werbes für den innerstädtischen Verkehr. Dies ist beispielsweise 
im „Konzept zur Verbesserung des öffentlichen Personennahver- 
kehrs" des Bundesministeriums für Verkehr deutlich zum Aus- 
druck gekommen. Insbesondere begrüßt die Bundesregierung die 
in Erprobung befindlichen Kooperationsformen zwischen dem 
Taxigewerbe und den übrigen Unternehmen des öffentlichen 
Personennahverkehrs. Der Hauptbeitrag zur Entlastung insbe- 
sondere der Großstädte vom privaten Pkw-Verkehr wird jedoch 
auch künftig vom öffentlichen Linienverkehr geleistet werden 
müssen. 

Zu der geforderten Befreiung von der Mineralölsteuer möchte 
ich außerdem noch auf folgendes hinweisen; 

Die Mineralölsteuer belastet nach ihrer gesetzlichen Konzeption 
den Verbrauch von Treib-, Heiz- und Schmierstoffen. Bereits der 
objektive Verbrauch dieser Waren als solcher rechtfertigt die 
Steuerbelastung und gegebenenfalls die Erhöhung einer beste- 
henden Belastung. Persönliche Verhältnisse eines Verbrauchers 
können dabei grundsätzlich nicht berücksichtigt werden. 

Die gesetzgebenden Körperschaften haben an dieser Auffassung 
in den vergangenen Jahrzehnten uneingeschränkt festgehalten. 
Nur soweit internationale Bindungen Sonderbestimmungen er- 
forderten, sind Ausnahmen gemacht worden (Schiffahrt, Luft- 
fahrt). Würde man Steuerbefreiungen oder -ermäßigungen auf 
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Grund der Verhältnisse beim einzelnen Verbraucher oder bei 
einzelnen Verbrauchergruppen nähertreten, so wären Berufun- 
gen vergleichbarer, im Einzelfall vielleicht tatsächlich bedürftiger 
Gruppen schwer abweisbar. Entsprechende Anträge zahlreicher 
Gruppen sind in der Vergangenheit bereits gestellt worden. 

Zur geforderten Befreiung von der Kraftfahrzeugsteuer bemerke 
ich noch ergänzend: 

Die Kraftfahrzeugsteuer für eine Kraftdroschke (Taxi) beträgt 
gegenwärtig etwa 300 DM jährlich. Die tägliche Belastung beträgt 
also weniger als 1 DM. Dieser Betrag ist gegenüber den anderen 
Betriebsausgaben so minimal, daß er wirtschaftlich nicht ins 
Gewicht fällt: 


22. Abgeordneter Ist die Bundesregierung mit mir der Auffas- 

Dr. Slotta sung, daß das Gesetz über die verbilligte Ver- 

(SPD) äußerung, Vermietung und Verpachtung von 

bundes eigenen Grundstücken vom 16. Juli 1971 
aus seit langem im politischen wie städtebau- 
lichen Bereich ang es teilten Überlegungen mit 
dem Ziel geändert werden muß, bei Verkäufen 
von bundeseigenem Gelände an Gemeinden 
diese zu verpflichten, eine Weiter Veräußerung 
an Dritte in der Regel nur im Wege des Erb- 
baurechts vorzunehmen, und wann gedenkt 
die Bundesregierung, diese Gesetzesänderung 
dem Bundestag vorzulegen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 2. August 1973 

Die Bundesregierung stellt zur Zeit Überlegungen dahin an, den 
Gemeinden, die nach den bestehenden Regelungen vom Bund 
verbilligte Grundstücke nach dem Gesetz über die verbilligte 
Veräußerung, Vermietung und Verpachtung von bundeseigenen 
Grundstücken (GrVG) zur Weiterveräußerung an Dritte für im 
GrVG genannte Aufgaben erwerben können, auf Antrag anstelle 
der Weiterveräußerung die Befugnisse zur Vergabe von Erbbau- 
rechten zu geben. Dabei ist in erster Linie an die Möglichkeit 
gedacht, den betroffenen Gemeinden diese Befugnis mit ihrem 
Einverständnis durch Vertrag im Einzelfall einzuräumen. Ob 
darüber hinaus eine Verpflichtung der Gemeinden zur Vergabe 
von Erbbaurechten begründet werden soll, hängt von dem Ergeb- 
nis der Überlegungen zur Reform des Bodenrechts ab. 

23. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die Frist für 

Dr. Wamke die Grunderwerbsteuerbefreiung, die nach den 

(CDU/CSU) Richtlinien des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 

fünf Jahre vom Grunderwerb bis. zur Bebau- 
ung beträgt, um die Zeit der Aussetzung des 
§ 7 b des Einkommensteuergesetzes zu ver- 
längern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Porzner 
vom 26. Juli 1973 

Die Grunderwerbsteuerbefreiungen für den Wohnungsbau, die 
zur Zeit noch landesrechtlich und mit unterschiedlichen Fristen 
geregelt sind, nehmen zwar weitgehend auf die Wohnungsbau- 
gesetzgebung des Bundes Bezug, nicht aber auf das Einkommen- 
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Steuergesetz (EStG). Eine allgemeine Verlängerung der grund- 
erwerbsteuerlichen Fristen wäre schon deshalb nicht geboten, 
weil die Grunderwerbsteuerbefreiungen unabhängig davon ge- 
währt werden, ob der Grundstückserwerber später als Bauherr 
eines Einfamilienhauses, eines Zweifamilienhauses oder einer 
Eigentumswohnung die erhöhten Absetzungen nach § 7b EStG 
geltend machen kann. Hinzu kommt, daß die Zahl der Fälle, in 
denen die Überschreitung der Fristen und die daraus folgende 
Nacherhebung der Grunderwerbsteuer ausschließlich auf die Aus- 
setzung des § 7 b EStG zurückgeführt werden kann, mit größter 
Wahrscheinlichkeit sehr gering sein wird. In diesen Einzelfällen 
werden die dafür ausschließlich zuständigen Landesfinanzbehör- 
den prüfen, ob die Frist aus Billigkeitsgründen zu verlängern 
ist. Auf diese Weise werden berechtigte Interessen der Steuer- 
pflichtigen in angemessenem Umfang berücksichtigt werden 
können. 


24. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Möglich- 
Amling keit zu schaffen, das zukünftig der steuerfreie 

(SPD) Betrag für betriebliche Essenszuschüsse ange- 

hoben wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Porzner 
vom 26. Juli 197^ 

Zum steuerpflichtigen Arbeitslohn gehören nicht nur die üblichen 
Lohn- und Gehaltsbezüge, sondern auch andere Bezüge ünd Vor- 
teile, die einem Arbeitnehmer aus dem Dienstverhältnis zuflies- 
sen. Unter diese dem Grunde nach steuerpflichtigen Vorteile 
fallen z. B. auch die Gewährung von unentgeltlichen oder ver- 
billigten Mahlzeiten im Betrieb, die Ausgabe entsprechender 
Essenmarken oder unmittelbare Essenszuschüsse des Arbeitge- 
bers. Die Steuerpflicht entsteht, weil dem Arbeitnehmer durch 
die Zuwendungen des Arbeitgebers insoweit eigene Aufwendun- 
gen, die er sonst aus seinem versteuerten Einkommen tragen 
müßte, erspart werden. Ein Betrag von 1,50 DM je Arbeitnehmer 
und Arbeitstag bleibt steuerfrei. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine Erhöhung des 
Essensfreibetrags nicht möglich ist. Dafür sind folgende Gründe 
maßgebend: 

1. Eine Erhöhung des Freibetrags würde nur denjenigen Arbeit- 
nehmern zugute kommen, die tatsächlich im Betrieb Mahl- 
zeiten erhalten oder einen Zuschuß bekommen. Das ist in 
weiten Bereichen der Wirtschaft aber nicht der Fall. Der jet- 
zige Betrag von 1,50 DM pro Tag kommt bei 230 Arbeitstagen 
einem Jahresfreibetrag von 345 DM gleich, im Falle einer 
Verdoppelung auf 3 DM, wie meist gefordert wird, ergäbe 
sich ein Jahresfreibetrag von 690 DM. Die Erhöhung würde 
daher von allen denjenigen Arbeitnehmern als steuerliche 
Ungerechtigkeit empfunden werden, die im Betrieb keine 
Mahlzeiten und keinen Zuschuß erhalten. 

2. Eine Erhöhung des Freibetrags wäre auch aus rechtlichen 
Gründen bedenklich, nachdem der Bundesfinanzhof im Urteil 
vom 5. Februar 1965 (Bundessteuerblatt 1965 Teil III S. 302) 
bereits Zweifel an der Rechtsgrundlage für diesen Essens- 
freibetrag geäußert hat. 
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3. Eine Erhöhung hätte erhebliche haushaltsmäßige Auswir- 
kungen. So würde bereits eine Verdoppelung des Essensfrei- 
betrags auf täglich 3 DM nach neueren Berechnungen zu 
Steuermindereinnahmen von etwa 1 Milliarde DM jährlich 
führen. 


25. Abgeordnete 

Frau Däubler- 

Gmelin 

(SPD) 


Trifft es zu, daß insbesondere die US-Streit- 
kräfte in der Bundesrepublik Deutschland die 
Zahl der bei ihnen beschäftigten deutschen 
zivilen Angestellten in den letzten Jahren 
verringert haben und daß diese Bewegung sich 
in den nächsten Jahren verstärkt fortsetzen 
wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Porzner 
vom 25. Juli 1973 

Die Zahl der bei den US-Streitkräften im Bundesgebiet be- 
schäftigten zivilen Arbeitnehmer hängt ab von der Stärke der 
militärischen Verbände der US-Streitkräfte. Unter Berücksichti- 
gung des auch in diesem Bereich spürbaren Arbeitskräftemangels 
und des Ergebnisses der Bemühungen um einen rationellen 
Personaleinsatz hat sich die Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer 
in den letzten Jahren relativ wenig verändert. Bei gleichbleiben- 
der Truppenstärke wird auch in Zukunft mit einer deutlichen 
Veränderung nicht zu rechnen sein. 


26. Abgeordnete 

Frau Däubler- 

Gmelin 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß an eini- 
gen Orten die Verringerung des Personal- 
stands der deutschen zivilen Angestellten 
u. a. dadurch beschleunigt wird, daß Erlasse 
zur Regelung der äußeren Erscheinung (Haar- 
schnitt, Barttracht, Kleiderordnung), die ur- 
sprünglich amerikanische Soldaten zum Adres- 
saten haben, auch auf die zivilen deutschen 
Angestellten angewandt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Porzner 
vom 25. Juli 1973 

Die Behörden der US-Streitkräfte haben mir mitgeteilt, daß eine 
zeitweilige, örtlich begrenzte, irrtümliche Anwendung der für 
US-Militär-Personen geltenden Vorschriften über die Regelung 
der äußeren Erscheinung auf zivile Arbeitnehmer im Einverneh- 
men mit den Gewerkschaften mit dem Ziel überprüft wird, in 
Zukunft die entsprechenden Regelungen zu übernehmen, die im 
Bereich der Bundeswehr gelten. Die in diesem Zusammenhang 
festzustellenden Entlassungen und Abwanderungen von Arbeit- 
nehmern halten sich in sehr begrenztem Rahmen. 


27. Abgeordnete 

Frau Däubler- 

Gmelin 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, den zumeist älteren und seit mehr als 
15 Jahren bei den US-Streitkräften tätigen 
deutschen zivilen Arbeitnehmern die Sorge 
um einen sicheren, angemessenen Arbeitsplatz 
zu nehmen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Porzner 
vom 25. Juli 1973 

Auf Grund zweier Kabinettsbeschlüsse der Bundesregierung vom 
18. März 1967 und 19. März 1969 werden deutsche Arbeitnehmer 
nach ihrer Entlassung — soweit möglich — bevorzugt in den 
Bundesdienst eingestellt. Die Bundesregierung hat Länder und 
Gemeinden gebeten, in gleidier Weise zu verfahren. 

Einen darüber hinausgehenden Schutz des sozialen Besitzstands 
und Hilfen bei der Gewinnung eines neuen Arbeitsplatzes ijach 
einer Entlassung durch die Stationierungsstreitkräfte bietet der 
Tarifvertrag zur sozialen Sicherung vom 31. August 1971 — 
MinBlFin. 1971 S. 669 ff. 

Der Vertrag befaßt sich mit der sozialen Sicherung der Arbeit- 
nehmer für den Fall ihrer Entlassung infolge organisatorischer 
Umgruppierungen der verbündeten Streitkräfte, sofern sie aus 
militärischen Gründen erfolgt. Die auf diesen Entlassungstatbe- 
stand bezogenen Vereinbarungen des Vertrags sehen Maßnah- 
men und Leistungen vor, die dem betroffenen Personenkreis die 
Wiedereingliederung in den Arbeitsprozeß erleichtern sollen. 
Sie sind allen Arbeitnehmern zugänglich, soweit sie im Zeitpunkt 
ihrer Entlassung die vertraglichen Voraussetzungen — z. B. fünf 
Jahre Tätigkeit bei den Streitkräften — erfüllen. Für Arbeit- 
nehmer, die nach längerer Beschäftigungszeit (mindestens zehn 
Jahre) bei den Streitkräften und in vorgerücktem Alter (minde- 
stens 40 Jahre) ihren Arbeitsplatz wediseln müssen, sind Über- 
brückungsbeihilfen vereinbart. Hierdurch sollen im Zuge der 
Wiedereingliederung in den Arbeitsprozeß — insbesondere für 
ältere Arbeitnehmer — • auftretende soziale Härten gemindert 
werden. Die Ansprüche der Arbeitnehmer nach diesem Vertrag 
richten sich gegen den Bund; die Durchführung des Tarifvertrags 
ist der Verteidigungslastenverwaltung der Länder übertragen. 

Zwischen den Behörden des Bundes, der Länder, der Stationie- 
rungsstreitkräfte und der Bundesanstalt für Arbeit sind Abspra- 
chen getroffen, die sowohl eine wirkungsvolle Durchführung der 
Kabinettsbeschlüsse als auch die Anwendung des Tarifvertrags 
zur sozialen Sicherung gewährleisten. 


28. Abgeordneter Hat sich auf Grund der Aufwertung vom 

Löffler 29. Juni 1973 der Kurs der Deutschen Mark 

(SPD) an den europäischen Devisenbörsen so ent- 

wickelt, daß unsere Währungspartner inter- 
vernieren mußten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 6. August 1973 

Im Laufe des Monats Juli hat es zwischen den am europäischen 
Interventionssystem teilnehmenden Ländern verschiedentlich 
Interventionen gegeben. Teils waren daran die D-Mark und 
einzelne andere Währungen beteiligt, teils nur andere europäi- 
sche Währungen. Derartige Interventionen sind nichts Unge- 
wöhnliches. Sie dienen dazu, die „Schlange" zusammenzuhalten. 
Die Aufwertung der D-Mark vom 29. Juni 1973 hat die Tendenz 
zu solchen Interventionen jedenfalls vermindert. 

29. Abgeordneter Wenn ja, in welchen Größenordnungen ist das 

Löffler geschehen? 

(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 6. August 1973 

Die an dem europäischen Interventionssystem teilnehmenden 
Notenbanken haben — mit Billigung ihrer Regierungen — strik- 
te Vertraulichkeit hinsichtlich der Einzelheiten und insbesondere 
der Größenordnungen ihrer Interventionen vereinbart. Diese 
Vertraulichkeit ist zur Erhaltung geordneter Marktverhältnisse 
unbedingt erforderlich. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf dem 
Sektor Textil und Bekleidung durch die der- 
zeitige Lockerung der Einfuhrpolitik gegen- 
über den Ostblockstaaten und Jugoslawien 
sich eine unkontrollierte Marktzerrüttung an- 
bahnt? 


Ist die Bundesregierung bereit, geeignete 
Maßnahmen zu treffen, um die infolge dieser 
unkontrollierten Marktzerrüttung in den Zen- 
tren der Bekleidungsindustrie, wie im Raum 
Aschaffenburg, befürchteten beträchtlichen 
Beeinträchtigungen der Arbeitsplätze zu ver- 
hindern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 26. Juli 1973 

Die Bundesregierung teilt nicht die in Ihrer ersten Frage zum 
Ausdruck gekommene Auffassung, daß die handelspolitischen 
Maßnahmen des zweiten Stabilitätsprogramms zu einer unkon- 
trollierten Marktzerrüttung in der Textil- und Bekleidungsindu- 
strie führen werden. Die Aufstockung der Quoten und Kontin- 
gente gegenüber den Ostländern und Jugoslawien und die de 
facto-Liberalisierung einiger Positionen, die nach intensiven 
Konsultationen mit den Verbänden, der Gewerkschaft Textil- 
Bekleidung und innerhalb der EWG durchgeführt wurden, än- 
dern nichts daran, daß die Textil- und Bekleidungsindustrie 
nach wie vor der am stärksten geschützte Bereich der gewerb- 
lichen Wirtschaft ist. Von den insgesamt 615 gegenüber den 
Ostländern kontingentierten Warennummern sind 303, also fast 
die Hälfte, Textil- und Bekleidungspositionen. 

Auch bei den liberalisierten und de facto-liberalisierten Position 
nen stehen uns Instrumente zu Gebote, um bruchartigen Ent- 
wicklungen entgegenzu wirken. Mit dem erst kürzlich wirksamer 
gestalteten Preisprüfungsverfahren können Marktstörungen 
durch anomal niedrige Preise bereinigt werden. 

Die neuen Maßnahmen dürften nicht zu einem Beschäftigungs- 
risiko führen. Trotz steigender Einfuhren hat sich in den Jahren 
1968 bis 1972 die Zahl der Beschäftigten in der Bekleidungsindu- 
strie noch erhöht. Die Zahl der Kurzarbeiter, die seit April dieses 
Jahrs anstieg, ging nach vorläufigen Angaben im Juni wieder 


30. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obemau) 

(CDU/CSU) 


31. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obemau) 

(CDU/CSU) 
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zurück. Auf jeden Arbeitslosen im Textil- und Bekleidungsge- 
werbe kommen fast 2,5 offene Stellen. Deshalb sollte man, auch 
in Ballungsgebieten der Bekleidungsindustrie, Befürchtungen 
einer Beeinträchtigung der Arbeitsplätze entgegentreten. 

Wir werden aber die weitere Entwicklung der Lage der Textil- 
und Bekleidungsindustrie mit großer Aufmerksamkeit verfolgen, 
wie es der Bundeskanzler dem Vorsitzenden der Gewerkschaft 
Textil-Bekleidung anläßlich der Verabschiedung der Stabilitäts- 
maßnahmen ausdrücklich erklärt hat. Zugleich müssen wir den 
Kampf um mehr Preisstabilität fortsetzen im Interesse der Allge- 
meinheit und damit auch der in der Textil- und Bekleidungs- 
industrie Beschäftigten. 

Im Hinblick auf diese Zielsetzung sollten alle Maßnahmen des 
Stabilitätsprogramms, auch die neuen Einfuhrerleichterungen, 
gesehen und gewürdigt werden. 

32. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Ey mit den angekündigten Mineralölimporten 

(CDU/CSU) aus den Ostblockländern (350 000 + 400 000 t) 

der Winterbedarf an Heizöl als gesichert an- 
gesehen werden kann, und hat die Bundesre- 
gierung Vorsorge getroffen, daß für den Be- 
reich der landwirtschaftlichen Erzeugung von 
Nahrungsmitteln die Mineralölversorgung ge- 
sichert ist und wenn ja, in welciiem Umfang 
und über welchen Zeitraum? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 25, Juli 1973 

Mit den von der Bundesregierung angekündigten zusätzlichen 
Mineralölimporten aus den Ostblockländern in Höhe von 
750 000 t allein kann selbstverständlich der Bedarf der Bundes- 
republik Deutschland an Heizöl nicht gesichert werden. Der dies- 
jährige Gesamtverbrauch an leichtem Heizöl wird etwa bei 
53 Millionen t liegen. Hinzu kommt ein Bedarf an Dieselkraft- 
stoff, der qualitätsmäßig dem leichten Heizöl entspricht, in Höhe 
von etwa 10 Millionen t. Von diesem Gesamtbedarf von etwa 
63 Millionen t wird der bei weitem größte Teil, nämlich 65Vo, 
durch die einheimische Raffinerieproduktion gedeckt; die hierfür 
benötigten Rohöllieferungen an die einheimischen Raffinerien 
können als gesichert angesehen werden. 

Der restliche Bedarf in Höhe von 35Vo wird durch Importe ge- 
deckt, von denen wiederum der bei weitem größere Anteil aus 
Einfuhren aus den EG-Ländern stammt. Auch insoweit kann von 
einer sicheren Versorgung ausgegangen werden. Die Preise die- 
ser Mengen orientieren sich allerdings an dem zur Zeit sehr 
hohen Weltmarktpreisniveau und sind gleichzeitig bestimmend 
für das inländische Preisniveau. 

Aus den Ostblockstaaten waren nach den bisherigen Kontingent- 
ausschreibungen etwa 3 Millionen t zu erwarten, die nunmehr 
um die obengenannten 750 000 t erhöht worden sind. Die Bundes- 
regierung verspricht sich hiervon eine Auflockerung der zur Zeit 
verfestigten Angebotslage und einen davon ausgehenden Druck 
auf das hohe inländische Preisniveau. 

Die mengenmäßige Versorgung der Bundesrepublik Deutschland 
mit Heizöl kann für alle Verbraucher gruppen als gesichert ange- 
sehen werden. Das gilt auch für den Bedarf der Landwirts diaft, 
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deren Bedarf von etwa 5 Millionen t — entsprechend 8®/o des 
Gesamtbedarfs — an leichtem Heizöl und Dieselkraftstoff im 
Verhältnis zu anderen Verbraucher gruppen relativ gering ist. 

Die Abnahme von leichtem Heizöl durch die Verbraucher ver- 
läuft zur Zeit wegen des hohen Preisniveaus zögernd. Es wäre 
wünschenswert, wenn die einzelnen Verbrauchergruppen ihren 
Bedarf entsprechend den vorhandenen Lagerkapazitäten konti- 
nuierlich decken würden, um einen Käuferandrang im Winter 
zu vermeiden. Andernfalls könnten temporäre Lieferverzöge- 
rungen eintreten, die durch immerhin mögliche wetterbedingte 
Verkehrsbehinderungen noch verstärkt werden könnten. 


33. Abgeordneter Wie erklärt sich die Bundesregierung die ge- 
Leicht genüber dem Vorjahr um rund lOOVo gestie- 

(CDU/CSU) genen Preise für leichtes Heizöl? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 25. Juli 1973 

Es ist richtig, daß die Preise für leichtes Heizöl im Vergleich zum 
Vorjahr um etwa lOOVo gestiegen sind. Die Ursachen hierfür 
liegen in einer weltweiten Verengung des Angebots als Folge- 
wirkung der vielfachen Unsicherheitsfaktoren, die sich aus den 
Forderungen der Rohölförderländer auf Preiserhöhungen und 
Beteiligung an der Rohölförderung ergeben haben. Hinzu kommt 
der zusätzliche Bedarf der USA, der sich auf die europäischen 
Märkte zumindest preissteigernd auswirkt. 

Das innerdeutsche Preisniveau hat sich in etwa parallel zu den 
Preiserhöhungen auf den Weltmärkten entwickelt. Da etwa 35®/o 
des Bedarfs an leichtem Heizöl durch Importe gedeckt werden 
müssen, ist das Weltmarktpreisniveau auch auf dem innerdeut- 
schen Markt preisbestimmend geworden. 

Bei der Beurteilung dieser Preissituation muß berücksichtigt 
werden, daß das vorjährige Preisniveau in der Bundesrepublik 
Deutschland — auch im Verhältnis zu anderen Ländern — außer- 
gewöhnlich niedrig war und wegen des hohen Anteils des leich- 
ten Heizöls und Dieselkraftstoffs an der Raffinerieproduktion 
(fast 40Vo) vor allem zu den bekannten Verlusten beinahe aller 
Mineralölgesellschaften in der Bundesrepublik Deutschland bei- 
getragen hat. 


34. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Leidit rung, dieser starken Verteuerung des leichten 

(CDU/CSU) Heizöls, die offenbar mit dem allgemeinen 

Kostenanstieg allein nicht begründet werden 
kann, in Zukunft zu begegnen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 25. Juli 1973 

Die Bundesregierung ist bemüht, Auswüchsen der Preissteige- 
rungen auf dem deutschen Markt durch Erhöhung der Einfuhr- 
möglichkeiten von leichtem Heizöl entgegenzuwirken. Die mit 
Ostblockländern geführten Verhandlungen haben ergeben, daß 
aus diesen Ländern noch zusätzliche Einfuhren möglich sind und 
noch rechtzeitig zur Deckung des Winterbedarfs in die Bundes- 
republik Deutschland gelangen können. Ausgerichtet auf die 
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Liefermöglichkeiten dieser Länder hat die Bundesregierung die 
Einfuhrkontingente für leichtes Heizöl aus diesen Ländern um 
750 000 t erhöht Die Bundesregierung ist bemüht, weitere der- 
artige zusätzliche Einfuhrmöglichkeiten zu schaffen. 


35. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die vom 

Lenders Bundesverband der Ortskrankenkassen an den 

(SPD) Pharma-Konzern Hoffmann-La Roche gerichte- 

te und sich unter anderem auf einen Bericht 
der britischen staatlichen Monopolkommission 
stützende Forderung, die überhöhten Preise 
für die beiden Beruhigungsmittel Librium und 
Valium zu senken, und ist die Bundesregie- 
rung gegebenenfalls bereit, diese Forderung 
der Krankenkassen durch geeignete Maßnah- 
men zu unterstützen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 7. August 1973 

Die Bundesregierung begrüßt es, daß der Bundesverband der 
Ortskrankenkassen sich an die Firma Hoffmann-La Roche und an 
die Kassenärztliche Bundesvereinigung gewandt hat, um auf 
eine Senkung der Preise für die Arzneimittel „Librium" und „Va- 
lium" hinzuwirken. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
durch derartige Initiativen der Krankenkassen die Preisgestal- 
tung bei Arzneimitteln positiv beeinflußt werden kann. 

Die Preisgestaltung für „Librium" und „Valium" ist überdies 
Gegenstand eines Verfahrens des Bundeskartellamts gegen die 
Firma Hoffmann-La Roche wegen Mißbrauchs marktbeherrschen- 
der Stellungen. Dieses Verfahren ist noch nicht abgeschlossen. 
Das betroffene Unternehmen bestreitet, daß es bei „Valium" und 
„Librium" marktbeherrschend sei. Im übrigen hat das Bundeskar- 
tellamt gegen eine Reihe weiterer Arzneimittelhersteller Verfah- 
ren wegen des Mißbrauchs marktbeherrschender Stellungen 
eingeleitet Durch den neuen § 22 des Kartellgesetzes wird der 
bisher schwierige Nachweis der Marktbeherrschung wesentlich 
erleichtert Die Bundesregierung hält es für unerläßlich, daß die 
Möglichkeiten der Kartellnovelle in der Praxis voll ausgeschöpft 
werden. 

36. Abgeordneter Ist nach Auffassung der Bundesregierung die 

Lenders nachgewiesene überhöhte Preisgestaltung für 

(SPD) Librium und Valium ein Einzelfall auf dem 

Arzneimittelmarkt und wenn nein, welche 
Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu 
ergreifen, um das Preisgeschehen auf dem 
Arzneimittelmarkt kritisch zu untersuchen 
und gegebenenfalls zugunsten der abhängi- 
gen Patienten und Krankenkassen korrigie- 
rend zu beeinflussen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 7. August 1973 

Nach Auffassung der Bundesregierung funktioniert auf Grund 
verschiedener struktureller Ursachen der Preiswettbewerb auf 
dem Arzneimittelmarkt nicht in befriedigender Weise. Dies hat 
auch die Bundesregierung veranlaßt, die Intensivierung des 
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Wettbewerbs auf dem Arzneimittelmarkt in das Stabilitätspro- 
gramm vom 9. Mai 1973 aufzunehmen. Ein von der Bundesregie- 
rung eingesetzter Interministerieller Arbeitskreis für die Preis- 
gestaltung auf dem Arzneimittelmarkt, dessen Federführung 
beim Bundesminister für Wirtschaft liegt, erarbeitet z. Z. Vor- 
schläge für die Neuordnung des Arzneimittelmarktes aus preis- 
und wettbewerbspolitischer Sicht. Ziel des Arbeitskreises ist es 
insbesondere, die Wettbewerbsverhältnisse durch Erstellung 
einer pharmakologisch-therapeutischen Transparenz einschließ- 
lich bewertender therapeutischer Vergleiche sowie durch eine 
Stärkung der Stellung der Verbraucher zu verbessern. Ich gehe 
davon aus, daß der Arbeitskreis schon bald Vorschläge vorlegen 
wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährungr 
Landwirtschaft und Forsten 


37. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Nach welchen Kriterien hat die Bundesregie- 
rung die Mittelverteilung innerhalb der Ge- 
meinschaftsauf gäbe „ Agrarstrukturverbesse- 
rung“ auf die einzelnen Bundesländer vorge- 
nommen, in der nur 21,5®/o der hier eingesetz- 
ten Bundeszuschüsse an Bayern gegeben wer- 
den, obschon der Anteil Bayerns an der land- 
wirtschaftlichen Nutzfläche der Bundesrepu- 
blik Deutschland 27,6Vo, an der Zahl der land- 
wirtschaftlichen Betriebe 28,8'’/o, an der Zahl 
der Erwerbstätigen in der Landwirtschaft 30 Vo 
und an den von der Natur benachteiligten 
Gebieten sogar 50Vo der Fläche beträgt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 27. Juli 1973 


Ich darf Sie zunächst darauf hinweisen, daß die Entscheidung 
über die Verteilung der Mittel auf die Bundesländer nach dem 
Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes" nicht der Bundesregierung, 
sondern dem gemeinsamen Planungsausschuß von Bund und 
Ländern obliegt, der über den Rahmenplan mit einer Mehrheit 
von V4 der Stimmen beschließt. Die Mittelverteilung für den 
Rahmenplan 1973 wurde vom Planungsausschuß am 20. Juni 1972 
beschlossen. Ich habe mich in dieser Sitzung des Planungsaus- 
schusses für eine höhere Quote Bayerns eingesetzt. Ein entspre- 
chender Beschluß konnte leider nicht zustande kommen, weil 
sich die übrigen Bundesländer einer Erhöhung der Quote Bayerns 
widersetzt haben. 

Der derzeitige Anteil Bayerns von 21,5Vo am Mittelvolumen der 
Gemeinschaftsaufgabe basiert auf einer vom Planungsausschuß 
beschlossenen Übergangslösung. Bei der Beschlußfassung über 
den ersten Rahmenplan war es mangels geeigneter Planungs- 
grundlagen noch nicht möglich, die Mittelverteilung nach der 
vom Gemeinschaftsaufgabengesetz vorgeschriebenen sachlichen 
und räumlichen Schwerpunktbildung vorzunehmen. Man einigte 
sich deshalb als Kompromißlösung für den ersten Rahmenplan 
darauf, den Länders,chlüssel auf der Grundlage der Bundeszu- 
weisungen an die Länder für Maßnahmen der Gemeinschafts- 
aufgabe in den Jahren 1968 und 1969 zu ermitteln. 
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Der Objektivität halber möchte ich hier noch erwähnen, daß 
Bayern bereits nach dem z. Z. geltenden Verteilungsschlüssel 
— läßt man die nicht der Agrarstrukturverbesserung zurechen- 
baren Ausgaben für den Küstenschutz im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe außer Betracht — den höchsten Anteil der Bun- 
desmittel, nämlich 24Vo, erhält. 

Für die Fortschreibung des Rahmenplans 1974 ist daran gedacht, 
die Berechnungsgrundlage für den Länderschlüssel auf eine brei- 
tere Basis zu stellen, was zu einer Erhöhung der Quote Bayerns 
führen wird. Darüber hinaus laufen z. Z. in meinem Hause in 
Zusammenarbeit mit den Ländern umfangreiche Planungsarbei- 
ten, um die Mittelverteilung nach räumlichen und sachlichen 
Schwerpunkten zu objektivieren. Ich möchte in diesem Zusam- 
menhang darauf hinweisen, daß die von Ihnen genannten Krite- 
rien allein nicht geeignet sind, die Mittelverteilung nach objek- 
tiven agrarstrukturpolitischen Kriterien vorzunehmen; sie wür- 
den gleichsam zu einer Flächen-, Betriebs- oder Kopfsubventio- 
nierung führen. Vielmehr kommt es bei der Heterogenität des 
Maßnahmenkatalogs der Gemeinschaftsaufgabe darauf an, die 
Effizienz und die regionale Dringlichkeit der einzelnen Maßnah- 
me zu ermitteln und danach den Länderschlüssel abzuleiten. 

Ich bin sicher, daß dieses methodische Vorgehen insgesamt zu 
einer besseren Austattung Bayerns mit Bundesmitteln im Rah- 
men der Gemeinschaftsaufgabe führen wird. 


38. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Mit welchen weiteren finanziellen Einbußen 
muß die deutsche Landwirtschaft aus den 
2,25Voigen Wechselkursschwankungen der Lu- 
xemburger Beschlüsse vom 1. Mai 1973 rech- 
nen, nachdem der lückenhafte Grenzausgleidi 
der deutschen Landwirtschaft bereits einen 
jährlichen Verlust von 600 Millionen DM ver- 
ursacht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 25. Juli 1973 

Der währungsbedingte Grenzausgleich wird seit dem 4. Juni 1973 
nach dem prozentualen Unterschied zwischen DM-Parität und 
DM-Leitkurs bemessen. Schwankungen der EG-Währungen, die 
im EG- Währungsblock mit der verengten Bandbreitenregelung 
von 2,25Vo zusammengeschlossen sind, werden nicht durch Aus- 
gleichsbeträge ausgeglichen. Danach kann der Grenz ausgleich 
für Einfuhren aus dem jeweiligen Mitgliedstaat maximal um 
2,25^/o des Warenwerts höher oder aber niedriger als das tat- 
sächliche Wechselkursverhältnis liegen. 

Die Wechselkurse können innerhalb der Bandbreite von 2,25Vo 
nicht wesentlich stärker schwanken als in der Zeit vor dem 
Grenzausgleich, weil bis zu den Washingtoner Währungsbe- 
schlüssen im Dezember 1971 Schwankungsbreiten bis zu ca. l,8Vo 
gegenüber den Mitgliedstaaten- Währungen möglich waren. 

Ob finanzielle Einbußen für die deutsche Landwirtschaft durch 
diese Bandbreitenregelung entstehen, kann man jetzt noch nicht 
sagen, weil die Währungen in beiden Richtungen schwanken 
können. Im übrigen konnte in der Vergangenheit festgestellt 
werden, daß die Bandbreitenschwankungen durch die marktbe- 
dingten Preisschwankungen überlagert wurden. 
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Den von Ihnen angegebenen, durch einen sogenannten unvoll- 
ständigen Grenzausgleich bedingten Verlust für die deutsche 
Landwirtschaft von jährlich 600 Millionen DM kann ich nicht 
bestätigen. Auch bei den Erzeugnissen, die nicht oder nur teil- 
weise dem Grenzausgleich unterliegen, zeigt sich, daß die Wäh- 
rungsveränderungen im allgemeinen nicht in dem behaupteten 
Umfang durchschlagen, weil es auch hier zu marktbedingten 
preislichen Überlagerungen kommt. 


39. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Wie gedenkt die Bundesregierung, eine Be- 
nachteiligung der deutsdien Landwirtschaft im 
allgemeinen und der bayerischen im besonde- 
ren auszugleichen, die darin liegt, daß bei den 
Luxemburger Beschlüssen die Marktordnungs- 
preise für Getreide, Zucker und Schweine nach 
der Beteiligung Englands, Irlands und Italiens 
am EG-Block-Floating um zusätzlich l^/o ange- 
hoben werden, worunter gerade die bayerische 
Landwirtschaft mit ihrem stark nach Ober- 
italien ausgerichteten Exporten zu leiden ha- 
ben wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 25. Juli 1973 

Die deutsche Zustimmung zu diesem Paketbeschluß ist aus der 
Erwägung erfolgt, daß die Anwendung der inneren Bandbreiten- 
regelung einen Fortschritt auf dem Weg der Verwirklichung der 
Wirtschafts- und Währungsunion darstellt, durch die letztlich 
die währungspolitischen Schwierigkeiten für den gemeinsamen 
Agrarmarkt beseitigt werden können. 

Im übrigen würde die Verwirklichung dieses Beschlusses zu 
einer Verbesserung der Konkurrenzsituation der Erzeuger auf 
dem italienischen Markt führen. Wann dieser Beschluß in Kraft 
tritt, ist ungewiß. 


40. Abgeordneter 
Wende 
(SPD) 


Welches Ergebnis haben die Bemühungen der 
Bundesregierung, durch Rindfleischbezug aus 
der DDR im Betrag von 10 Millionen DM die 
Preissteigerung bei Rindfleisch innerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland zu bremsen, und 
sieht die Bundesregierung einen Zusammen- 
hang aus dieser Maßnahme mit der Tatsache, 
daß, wie zurückkehrende Besucher berichten, 
Rindfleisch in der DDR in kürzester Zeit außer- 
ordentlich knapp geworden ist? 


Antwort des Staatssekretärs Rohr 
vom 6. August 1973 

Von den Anfang Mai d. J. ausgeschriebenen Rindfleischbezügen 
aus der DDR in Höhe von 10 Millionen VE sind bisher rund 
5 Millionen VE ausgenutzt worden . 

Seit Anfang Juli sind die wöchentlichen Bezugsmengen auf weni- 
ger als 15 t zurückgegangen. 

Da die Rindfleischbezüge aus der DDR nur sehr geringen Anteil 
am Gesamtverbrauch der Bundesrepublik Deutschland haben, ist 
ihre Auswirkung auf die Preisentwicklung in der Bundesrepublik 
Deutschland entsprechend begrenzt. 
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Die geringen Rindfleischbezüge — insbesondere in den letzten 
Wochen — aus der DDR dürften ohne Einfluß auf die dortige 
Versorgung sein. 


41. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Eigen Export von Milchfrischprodukten, wie Joghurt 

(CDU/CSU) ect. der Meierei Hansano-Adelby bei Flens- 

burg, von dänischen Behörden nicht zugelas- 
sen worden ist, obgleich alle Formalitäten ein- 
gehalten wurden, und welche Maßnahmen ge- 
denkt die Bundesregierung gegen eine solche 
diskriminierende Behandlung deutscher Mol- 
kereiprodukte durch dänische Behörden zu 
ergreifen? 


Antwort des Staatssekretärs Rohr 
vom 2. August 1973 

Die Milcherzeugervereinigung Schleswig-Holstein e. V. in Rends- 
burg hat mich am 10. Juli 1973 fernmündlich davon in Kenntnis 
gesetzt, daß es die dänische Politimesteren Grasten unter Beru- 
fung auf die Bekanntmachung Nr. 277 des dänischen Landwirt- 
schaftsministeriums vom 26. August 1959, die ein absolutes Ein- 
fuhrverbot für Milch und zahlreiche Milcherzeugnisse enthält, 
abgelehnt habe, verschiedene Frischmilcherzeugnisse der Adel- 
byer Meierei GmbH, in Flensburg zur Einfuhr abzufertigen. 

Da nach dem geltenden Gemeinschaftsrecht mengenmäßige Be- 
schränkungen oder Maßnahmen gleicher Wirkung untersagt sind, 
wurde die dänische Regierung über den Sprecher im Verwal- 
tungsausschuß für Mildi und Milcherzeugnisse anläßlich der 
Sitzung vom 12. Juli 1973 gebeten, eine umgehende Aufhebung 
der o. a. Bekanntmachung zu veranlassen. Eine entsprechende 
Zusage wurde gegeben. 

Ich habe außerdem die Botschaft der Bundesrepublik Deutsch- 
land in Kopenhagen veranlaßt, ihrerseits ebenfalls gegenüber 
dem dänischen Landwirtschaftsministerium zwecks umgehender 
Aufhebung der o. a. Bekanntmachung vorstellig zu werden. 

Es dürfte damit zu rechnen sein, daß dies kurzfristig zufrieden- 
stellend geregelt wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


42. Abgeordnete 

Frau 

Verhülsdonk 

(CDU/CSU) 


Auf wieviel Betriebsversammlungen haben 
der Bundeskanzler und Mitglieder des Kabi- 
netts in der Zeit vom 1. September 1972 bis 
zum 19. November 1972 gesprochen? 


43. Abgeordnete 
Frau 

Verhülsdonk 

(CDU/CSU) 


Auf wieviel Betriebsversammlungen haben 
der Bundeskanzler und Mitglieder des Kabi- 
netts in der Zeit vom 1. Januar 1973 bis 
31. Mai 1973 gesprochen? 
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Antwort des Staatssekretärs Eicher 
vom 6, August 1973 

In der Fragestunde des Deutschen Bundestags am 14. Juni 1973, 
in der Sie o. a. Fragen bereits einmal gestellt hatten, war Ihnen 
eine Beantwortung zugesagt worden, sobald die Umfrage bei 
den Kabinettmitgliedern stattgefunden hat. Nachdem dies ge- 
schehen ist, kann ich Ihre Fragen wie folgt beantworten: 

Sowohl der Bundeskanzler als auch die anderen Mitglieder des 
Bundeskabinetts suchen, soweit die Erfüllung ihrer vielfältigen 
Aufgaben und Verpflichtungen ihnen dies gestattet, stets gern 
die Möglichkeit, mit der Bevölkerung, insbesondere mit den ar- 
beitenden Menschen, in Kontakt zu treten. So hat der Bundes- 
kanzler in der Zeit vom 1. September bis 19. November 1972 
auf Einladung von Firmenleitungen und Betriebsräten auf sechs 
Betriebsversammlungen gesprochen. Andere Kabinettmitglieder 
haben in dieser Zeit insgesamt Einladungen zu sieben Betriebs- 
versammlungen angenommen. 

In diesem Jahr bot sich dem Bundeskanzler angesichts seiner 
zahlreichen Termine und vielfältigen Verpflichtungen erst wie- 
der bei seiner Informationsreise im Juni Gelegenheit, einer Ein- 
ladung zu einer Betriebsversammlung zu folgen. Andere Kabi- 
nettmitglieder haben in diesem Jahr auf Einladung insgesamt an 
drei Betriebsversammlungen teilgenommen. 

Daß in den letzten Monaten des vergangenen Jahres der Bundes- 
kanzler und andere Kabinettmitglieder häufiger als in den er- 
sten Monaten dieses Jahrs Gelegenheit hatten, an Betriebsver- 
sammlungen teilzunehmen, dürfte insbesondere darauf zurüdc- 
zuführen sein, daß in Zeiten vor Bundestagswahlen die Bürger 
unseres Landes — erfreulicherweise — in besonderem Maße an 
Stellungnahmen zu unmittelbar sie berührenden politischen The- 
men interessiert sind und deshalb vermehrt Einladungen insbe- 
sondere auch an die Mitglieder der Bundesregierung ergehen, 
auf Betriebsversammlungen zu Themen zu sprechen, die die Ar- 
beitnehmer und den Betrieb unmittelbar betreffen. 


44. Abgeordneter 

Walther 


(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß selb- 
ständige Landwirte, die eine unfallversiche- 
rungspflichtige unselbständige Arbeit aufneh- 
men, sofern sich ein Arbeitsunfall während 
der ersten zwölf Monate nach Aufnahme der 
unselbständigen Arbeit ereignet, auf Grund 
der §§571 ff. RVO schlechter gestellt werden, 
als Arbeitnehmer, die vorher überhaupt keiner 
Arbeit nachgegangen sind oder Gastarbeiter, 
weil für sie für jeden Zeitraum, der unterhalb 
von zwölf Monaten unselbständiger Arbeit 
liegt, die Rente nach dem erheblich geringeren 
Jahresarbeitsverdienst für selbständige Land- 
wirte berechnet wird? 


45. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Absicht, diesen 
Walther unbefriedigenden Zustand zu ändern, gegebe- 

(SPD) nenfalls wie? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde 
vom 30. Juli 1973 

Die Jahresarbeitsverdienstberechnung der gesetzlichen Unfall- 
versicherung stellt im geltenden Recht auf das tatsächlich erzielte 
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Arbeitseinkommen aus dem Zeitraum eines Jahrs vor Eintritt 
des. Versicherungsfalls ab. Damit soll die Gleichbehandlung aller 
Versicherten auf der Basis ihres tatsächlichen Einkommens ge- 
sichert werden. Für einkommenslose Zeiten wird auf frühere 
Erwerbstätigkeit zurückgegriffen und das Einkommen eingesetzt, 
das ein vergleichbarer Versicherter in der auszufüllenden Zeit 
erzielt hat. 

Diese Berechnungsweise kann für einen Verletzten, der in dem 
Jahr vor dem Unfall die Tätigkeit gewechselt hat, je nach Lage 
des Falls günstiger oder ungünstiger sein, als wenn nur das Ein- 
kommen aus der zuletzt ausgeübten Tätigkeit maßgebend wäre. 
Wenn der so berechnete Jahresarbeitsverdienst in erheblichem 
Maß unbillig ist, muß der Versicherungsträger ihn nach billigem 
Ermessen feststellen und dabei die Fähigkeiten, die Ausbildung 
und die Lebensstellung des Verletzten sowie seine Erwerbstätig- 
keit zur Zeit des Unfalls auf Grund des § 577 der Reichsversiche- 
rungsordnung berücksichtigen. Das Bundessozialgericht hat erst 
kürzlich die Verpflichtung der Versicherungsträger, § 577 der 
Reichsversicherungsordnung in einem solchen Fall anzuwenden, 
mit einem Urteil vom 27. April 1973 — 5 R Kn U 15/71 — be- 
stätigt. 

Ich habe veranlaßt, daß bei den Berufsgenossenschaften nach- 
gefragt wird, ob trotz dieser flexiblen Entscheidungsmöglichkei- 
ten bei dem von Ihnen genannten Personenkreis Schwierigkeiten 
auftreten. 


46. Abgeordneter Welche Schritte erwägt die Bundesregierung, 

Dr. Schneider um Rentenberechtigten, die aus den Aufwer- 

(CDU/CSU) tungen der DM gegenüber den Sozialversiche- 

rungseinrichtungen der USA Einkommens Ver- 
luste erleiden, einen sozial angemessenen 
Ausgleich zu gewähren? 

Antwort des Staatssekretärs Eicher 
vom 6. August 1973 

Zur Frage der Auswirkungen von Änderungen der Währungs- 
paritäten auf die Höhe ausländischer Renten hat die Bundes- 
regierung in der Fragestunde des Deutschen Bundestags bereits 
mehrfach und zuletzt am 3. März 1972 schriftlich Stellung genom- 
men. Es darf auf die Sitzungsprotokolle des Deutschen Bundes- 
tags vom 26. November 1969 (Seiten 465 bis 467) und vom 
8. Juni 1971 (Seite 7228), auf die Anlage zur Drucksache VI/2492 
vom 10. August 1971 sowie auf das Sitzungsprotokoll vom 
3. März 1972 (Seite 10207) hingewiesen werden. 

Ich möchte noch einmal unterstreichen, daß es für die Gewährung 
einer Ausgleichszahlung aus der deutschen Sozialversicherung 
wegen der Auswirkungen von währungspolitischen Maßnahmen 
auf die Höhe ausländischer Renten im innerstaatlichen Recht 
keine gesetzliche Grundlage gibt. Auch die für die Bundesrepu- 
blik Deutschland wirksamen internationalen Vereinbarungen 
sehen einen Ausgleich von Kaufkraftverlusten durch Änderungen 
der Währungsparitäten nicht vor. 

Ferner ist zu beachten, daß die ausländischen Renten im allge- 
meinen nur einen Teil der Gesamtbezüge der Rentner darstellen, 
weil daneben zumeist auch Rentenansprüche gegenüber der 
deutschen Rentenversicherung bestehen, die von den währungs- 
pplitischen Maßnahmen nicht berührt werden. Eine Ausgleichs- 
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Zahlung für Wechselkurseinbußen hätte überdies zur Folge, daß 
bei jeder späteren von der Bundesrepublik Deutschland oder 
einem anderen Staat vorgenommenen Änderung des Wechsel- 
kurses, die zu einer Minderung des DM-Zahlbetrags der aus- 
ländischen Renten führt, erwartet wird, daß die Bundesrepublik 
Deutschland auf einen Ausgleich der Verluste hinwirkt. Dies 
aber liefe praktisch auf die Festlegung eines besonderen Wech- 
selkurses für derartige Rentenzahlungen hinaus. Ein solches Er- 
gebnis würde jedoch dem Grundsatz der Einheitlichkeit des 
Wechselkurses widersprechen. 


47. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob der Lan- 
Spranger desversicherungsanstalt Oberfranken und Mit- 

(CDU/CSU) telfranken durch die zinslose Verlegung der 

Fälligkeit eines Teilbetrags des Bundeszu- 
schusses zur gesetzlichen Rentenversicherung 
für 1973 eine Einnahmeminderung von 41,3 
Millionen DM und zusätzlich bis zum Jahr 
1981 ein Verlust durch Zinsausfall, bei einer 
Verzinsung von 8®/o, in Höhe von 35 Millionen 
DM erwächst und ob dieser Verlust zu Lasten 
der Mittel geht, die für die Pflichtversicherten 
in der gesetzlichen Rentenversicherung zur 
Finanzierung ihrer Renten aufgebracht wer- 
den? 


48. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, diesen Sadi- 
Spranger verhalt 1973 nochmals zu überprüfen, damit 

(CDU/CSU) eine Beitragserhöhung für Arbeitnehmer und 

Arbeitgeber vermieden werden kann? 

Antwort des Staatssekretärs Eicher 
vom 6. August 1973 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß auf Grund der im Haus- 
haltsgesetz 1973 vorgenommenen Stundung eines Teils, des Bun- 
deszuschusses bei den Trägern der Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten im Jahr 1973 entsprechend dem 
Anteil des einzelnen Versidierungsträgers an dem Stundungs- 
betrag Einnahmeausfälle und bis zum Jahr 1981 Zinsausfälle 
entstehen. Angesichts der Finanz- und Liquiditätslage der gesetz- 
lichen Rentenversicherungen kann diese Maßnahme auch ver- 
antwortet werden. Die teilweise Stundung des Bundeszuschusses 
beeinträchtigt die finanzielle Leistungsfähigkeit der Träger der 
gesetzlichen Rentenversicherungen bis zum Jahr 1987 nach den 
vorliegenden Erkenntnissen in keiner Weise. Es besteht auch 
keine Veranlassung zu der Annahme, daß auf Grund dieser 
Maßnahme künftig Beitragserhöhungen notwendig werden. Im 
übrigen hat die Bundesregierung wiederholt darauf hingewiesen, 
daß es sich hierbei nicht um eine Streickung des Bundeszuschus- 
ses handelt, wie dies im Finanz änderungsgesetz 1967 geschehen 
ist, so daß die im Jahr 1973 gestundeten Beträge vom Jahr 1982 
an den Versicherungsträgern in vollem LFmfang wieder zur Ver- 
fügung stehen werden. 

Aus dem Vorstehenden ergibt sich, daß sich die Bundesregie- 
rung nicht in der Lage sieht, diesen Sachverhalt, der vor noch 
nicht ganz drei Monaten im Haushaltsgesetz 1973 beschlossen 
worden ist, im Laufe dieses Jahrs noch einmal zu überprüfen. 
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Angesichts der konjunkturellen Lage in der Bundesrepublik 
Deutschland ist die öffentliche Hand auch weiterhin zu einer 
stabilitätsgerechten Haushaltsführung verpflichtet. 


49. Abgeordneter 
Löffler 
(SPD) 


50. Abgeordneter 

Löffler 

(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Eicher 
vom 6. August 1973 

Die Bundesregierung hat keine amtlichen statistischen Unterla- 
gen darüber, in welchem Umfang in einem Ausbildungsverhält- 
nis stehende Jugendliche nach Beendigung des von Gesetzes 
wegen befristeten Ausbildungsverhältnisses in ein Arbeitsver- 
hältnis übernommen werden. Aus diesem Grund ist der Bundes- 
regierung keine genaue Angabe darüber möglich, wie viele Mit- 
glieder von Betriebsräten und Jugendvertretungen nach Beendi- 
gung ihres Ausbildungsverhältnisses nicht in ein Arbeitsverhält- 
nis übernommen worden sind. 

Im Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung sind Vorar- 
beiten zur Lösung des von Ihnen angesprochenen Problems auf- 
genommen worden. Die Tarifvertragsparteien, mit denen noch 
im Laufe dieses Monats eine Besprechung stattfinden soll, wur- 
den gebeten, zu der vorliegenden Frage in tatsächlicher Hinsicht 
Stellung zu nehmen. Bei der Besprechung soll auch erörtert 
werden, ob und wie eine bessere Absicherung derjenigen Mit- 
glieder von Betrieb*sräten und Jugendvertretungen, die in einem 
Ausbildungsverhältnis stehen, durch eine gesetzliche Regelung 
erreicht werden kann. 


Wie viele Jugendvertreter in Betriebsräten 
sind seit Inkrafttreten des Betriebsverfas- 
sungsgesetzes (BVG) am 19. Januar 1972 auf 
Grund ihrer Tätigkeit während des Ausbil- 
dungsverhältnisses oder unmittelbar nach Ab- 
schluß desselben entlassen worden? 


Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Deut- 
schen Bundestag eine Novelle zum BVG;»^ vor- 
zulegen, durch die der Kündigungsschutz für 
Jugendvertreter in Betriebsräten besser ge- 
währleistet wird, auch über das Ausbildungs- 
verhältnis hinaus? 


Welche Erfahrungen haben sich nach der im 
letzten Winter vorgenommenen Neuregelung 
der Winterbauförderung im Arbeitsförde- 
rungsgesetz ergeben? 

Antwort des Staatssekretärs Eicher 
vom 6. August 1973 

Die Winterbaunovelle 1972 hat bereits im vergangenen Winter 
erfreuliche Anfangserfolge gezeigt. Obwohl der Winter 1972/73 
vor allem in Süddeutschland etwas kälter und niederschlags- 
reicher ausfiel als der Winter davor, ist die Zahl der angezeigten 
Schlechtwetter-Ausfalltage gegenüber der Durchschnittszahl der 
letzten zehn Winter um 3lVo zurückgegangen. Die Zahl der Win- 
terbauvorhaben unter Vollschutz verdoppelte sich gegenüber 
derjenigen des Winters 1971/72. Die Zahl der Fälle, in denen die 
Bundesanstalt für Arbeit die Anschaffung von Winterbaugerät 


51. Abgeordneter 

Glombig 

(SPD) 
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förderte, hat über 50 v. H. zugenommen. ^Ob sich die günstige 
Anfangsentwicklung in ähnlichem oder gar verstärktem Umfang 
fortsetzen wird, läßt sich noch nicht übersehen. Eine mögliche 
Auswirkung der Investitionssteuer läßt ' sich vielleicht durch 
Verbesserungen beim Mehrkostenzuschuß mehr oder weniger 
ausgleichen, die ich im Rahmen der §§ 78, 79 des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes für die Winterperiode 1973/74 vorgesehen habe. 

Die Bundesregierung wird den gesetzgebenden Körperschaften 
des Bundes, dem gesetzlichen Auftrag des § 238 des Arbeits- 
förderungsgesetzes gemäß, zum 31. Dezember 1973 im einzelnen 
über die Erfahrungen berichten, die mit der Neuregelung der 
Vorschriften des Arbeitsförderungsgesetzes über die Winterbau- 
förderung im Winter 1972/73 gemacht worden sind. Das Ergebnis 
der hierfür erforderlichen Erhebungen liegt mir zur Zeit noch 
nicht vollständig vor. 


52. Abgeordneter Welche zusätzlichen Aufgaben kommen durch 
Wawrzik die geplante Erstellung eines Sozialgesetz- 

(CDU/CSU) buchs auf die Verwaltungen der Landesver- 

bände der Krankenversicherung (nach § 414 e 
RVO) zu, und gehen Aufgaben, die bisher 
von anderen Trägern der Sozialversicherung 
wahrgenommen wurden, auf die Verwaltun- 
gen der Landesverbäde der Krankenversiche- 
rung über? 

Antwort des Staatssekretärs Eicher 
vom 6. August 1973 

Die Prüfung, ob im Rahmen des geplanten Soziälgesetzbuchs den 
Landesverbänden der gesetzlichen Krankenversicherung zusätz- 
liche Aufgaben übertragen werden sollen, ist noch nicht abge- 
schlossen. 


53. Abgeordneter Wann ist die Vorlage des Sozialgesetzbuchs 
Wawrzik durch die Bundesregierung zu erwarten, und 

(CDU/CSU) mit welcher Beratungszeit rechnet die Bundes- 

regierung? 

Antwort des Staatssekretärs Eicher 
vom 6. August 1973 

Das. Sozialgesetzbuch kann wegen seines Umfangs nur stufen- 
weise verwirklicht werden. Als erster Abschnitt ist der Entwurf 
eines Sozialgesetzbuchs — Allgemeiner Teil — vor kurzem den 
gesetzgebenden Körperschaften zugeleitet worden (Drucksache 
7/868); weitere Abschnitte — u. a. die Gemeinsamen Vorschriften 
für die Sozialversicherung — werden derzeit von der Bundes- 
regierung vorbereitet. Nach dem Stand der Vorarbeiten erscheint 
es nicht möglich, daß die parlamentarischen Beratungen zum 
ge&amten Sozialgesetzbuch noch in dieser Legislaturperiode ab- 
geschlossen werden können. 


54. Abgeordneter Kann nach Auffassung der Bundesregierung 
Dr. Mertes die arbeitsmarktpolitische Zweckmäßigkeit 

(Gerolstein) (§ 36 des Arbeitsförderungsgesetzes) der Fort- 

(CDU/CSU) bildung zur Hauswirtschaftsmeisterin auch da- 

rin liegen, daß als eine der Vorbedingungen 
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für die sinnvolle und notwendige Entwicklung 
eines Struktur schwachen Gebiets auf dem 
Fremdenverkehrssektor zunächst ein größere 
Anzahl von Hauswirtschaftsmeisterinnen er- 
forderlich ist, auch wenn im Zeitpunkt der 
Fortbildung keine offenen Stellen vorliegen, 
und kann in Gebieten der bezeichneten Art 
auch ein Bedarf an Lehrhaushalten die Förde- 
rung zweckmäßig erscheinen lassen? 

Antwort des Staatssekretärs Eicher 
vom 6, August 1973 

Die Förderung der beruflichen Fortbildung zur Hauswirtschafts- 
meisterin wird grundsätzlich als arbeitsmarktpolitisch zweck- 
mäßig im Sinn des § 36 des Arbeitsförderungsgesetzes anzu- 
sehen sein, wenn durch die rechtzeitige Qualifizierung vorhan- 
dener Arbeitskräfte die Entwicklung einer wirtschaftlich schwa- 
chen Region zu einem Fremdenverkehrsgebiet gefördert werden 
kann. Es ist nicht zwingend erforderlich, daß zur Zeit der Ent- 
scheidung über die Förderungsanträge bereits offene Arbeits- 
stellen vorhanden sind. Soweit sich auf dem regionalen Arbeits- 
markt ein abschätzbarer Bedarf an Hauswirtschaftsmeisterinnen 
abzeichnet, z. B. bei begonnener oder fest geplanter Errichtung 
von Hotels, Ferienzentren oder Sanatorien) bestehen gegen eine 
Förderung keine Bedenken, wenn die sonstigen Voraussetzun- 
gen im Einzelfall erfüllt sind. 

Zu betonen ist jedoch, daß es sich um Teilnehmerinnen handeln 
muß, die die Absicht haben, nach Abschluß der Bildungsmaß- 
nahme als Arbeitnehmerinnen tätig zu werden. Die Förderung 
von Teilnehmerinnen, die ihre in der Bildungsmaßnahme erwor- 
benen Kenntnisse anschließend nur im eigenen Haushalt oder 
im eigenen selbständig geführten Hotel- oder Pensionsunter- 
nehmen verwerten wollen, ist gemäß § 43 Abs. 2 des Arbeits- 
förderungsgesetzes ausgeschlossen. Dies gilt auch für die Fälle, 
in denen eine Hausfrau den Hauswirtschaftsmeisterinnenbrief 
nur erwerben will, damit sie die Erlaubnis zur Ausbildung von 
Hauswirtschaftsgehilfinnen erhält. Die Heranbildung dieser 
Frauen zu Hauswirtschaftsmeisterinnen kann nicht unmittelbar 
das Angebot an abhängig Beschäftigten verbessern. Eine solche 
Fortbildung dient vorrangig den Interessen des eigenen Haus- 
halts. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


55. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 

Koblitz daß die Verwaltung der Schule Technische 

(SPD) Truppen I in Aachen, die gegenwärtig der 

Standortverwaltung Aachen sowie der Stand- 
ortverwaltung Eschweiler zugeteilt ist, bald-" 
möglichst einer Neuabgrenzung der Zuständig- 
keiten unterzogen werden muß, da die gegen- 
wärtige Aufgabenverteilung die Abwicklung 
des Dienstes erschwert und einen größeren 
Kostenanfall zur Folge hat, und wann soll eine 
Neuordnung in diesem Sinne erfolgen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 26. Juli 1973 

Es trifft zu, daß die Zuständigkeiten der Standortverwaltungen 
Aachen und Esdiweiler-Stolberg neu festgelegt werden sollen. 
Dies ist erforderlich, weil sich der Schwerpunkt der Betreuung 
militärischer Einheiten aus dem Standort Eschweiler in den Raum 
Geilenkirchen verlagert hat. Nach der Durchführung der beab- 
sichtigten Organisationsmaßnahme werden beide Teilbereiche 
der Schule der Technischen Truppe I von einer Standortverwal- 
tung betreut werden. 

Diese Regelung ist jedoch nach dem derzeitigen Planungsstand 
nicht vor 1977/1978 realisierbar, da in Geilenkirchen zunächst 
die erforderlichen baulichen Voraussetzungen geschaffen wer- 
den müssen. 

Im übrigen hat es sich nicht bestätigt, daß die gegenwärtige Or- 
ganisation der Standortverwaltungen den Dienst bei der Schule 
der Technischen Truppe I erschwert und zusätzliche Kosten 
verursacht. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


56. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


Wird die Bundesregierung die in der Denk- 
schrift zur Gestaltung der Jugendzahnpflege 
im Land Baden-Württemberg gegebenen Hin- 
weise auf eine dringend erforderliche Verbes- 
serung und Erweiterung der vorbeugenden 
Behandlung und Früherkennung von Erkran- 
kungen im Zahn-, Mund- und Kieferbereich 
zum Anlaß nehmen, den Beruf eines Kinder- 
zahnarztes mit der dazugehörigen Berufsord- 
nung zu schaffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 30. Juli 1973 

Die Zuständigkeit des Bundes nach Artikel 74 Nr. 19 des Grund- 
gesetzes umfaßt nicht auch die Regelung des Facharztwesens. 
Diese Aufgabe obliegt den Ländern und den Ärztekammern. 
Ich verweise in diesem Zusammenhang auf den Beschluß des 
Bundesverfassungsgerichts vom 9. Mai 1972 — 1 BVR 518/62 und 
308/64 — (NJW 72, 1504). 

Zur Zeit befaßt sich eine Arbeitsgrpupe der Arbeitsgemeinschaft 
der Leitenden Medizinalbeamten der Länder mit den Auswirkun- 
gen des genannten Beschlusses auf die Regelungen des Facharzt- 
wesens. Ich bin gerne bereit anzuregen, daß im Rahmen der 
Beratungen dieser Arbeitsgruppe die von Ihnen angeschnittene 
Frage erörtert wird. 


57. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, auf Grund der alarmierenden Meldungen 
über Erkranküngen im Zahn-, Mund- und Kie- 
ferbereich bei Kindern — 90Vo der Kinder ha- 
ben kranke Zähne — vorbeugende Untersu- 
chungen bundeseinheitlich einzuführen? 


34 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/941 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 30. Juli 1973 

Die Bundesregierung hält eine umfassende Gesundheitsvorsorge 
auf dem Gebiet der Zahnpflege für alle Kinder und Jugendlichen 
für dringend geboten. Gesetzgeberische Schritte sind ihr zur Zeit 
aber nicht möglich. Ein von den Fraktionen des Bundestags ein- 
gebrachtes und vom Bundestag beschlossenes Gesetz über die 
Jugendzahnpflege ist vom Bundesrat im Jahr 1973 aus Gründen 
fehlender Zuständigkeit des Bundes abgelehnt worden. 

Zwischenzeitliche Bemühungen der Bundesregierung auf ent- 
sprechende Erweiterung der Gesetzgebungskompetenz des Bun- 
des haben nicht zum Erfolg geführt. Eine bundeseinheitliche Re- 
gelung wäre wünschenswert. 

58. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Fest- 
Ey Stellung der USA-Behörde für Umweltschutz, 

(CDU/CSU) wonach von einigen Pflanzenschutzmitteln, 

darunter Aldrin und Dieldrin, „ein definitives 
und beträchtliches Krebsrisiko für den Men- 
schen ausgeht", und welche Maßnahmen plant 
die Bundesregierung zum Schutz der Bevölke- 
rung insbesondere auch bei der Anwendung 
dieser Mittel? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 3. August 1973 

In der Bundesrepublik Deutschland ist eine Gefährdung der 
Menschen nicht zu befürchten. Nach der Höchstmengenverord- 
nung — Pflanzenschutz — vom 30. November 1966 — in Kraft 
getreten am 1. Januar 1968 — dürfen seitdem keine Rückstände 
von Aldrin und Dieldrin in oder auf Lebensmitteln pflanzlicher 
Herkunft vorhanden sein. Dieldrin darf darüberhinaus bereits 
seit zwei Jahren als Pflanzenschutzmittel nicht mehr in den Ver- 
kehr gebracht werden. Die Verwendung der Bestände wird durch 
die in Vorbereitung befindliche Verordnung zur Änderung der 
Verordnung über Anw endungs verbot und -beschränkungen von 
Pflanzenschutzmitteln endgültig verboten. Die Anwendung von 
Aldrin ist seit einigen Jahren beschränkt auf die Bodenbehand- 
lung gegen einen bestimmten Rebenschädling (Dickmaulrüssel- 
käfer). Auf dem mit Aldrin behandelten Boden darf erst nach 
zwei Jahren Gemüse angebaut werden, Wurzelgemüse erst nach 
drei Jahren. 

Die Bundesregierung hat unabhängig hiervon die amtlichen Fest- 
stellungen der US-Behörden angefordert; sie liegen noch nicht 
vor. Darüberhinaus läßt sie experimentelle Nachprüfungen durch 
das Bundesgesundheitsamt vornehmen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


59. Abgeordneter 
Braun 
(CDU/CSU) 


Wann wird mit dem Ausbau der B 51 zwischen 
Bergisch-Born und Hückeswagen einschließlich 
Ortsdurchfahrt Hückeswagen begonnen, für 
den im Einzelplan 12, Tit, 760 21, in den Bun- 
deshaushaltsplänen 1972 und auch 1973 
26 000 000 DM vorgesehen sind? 


35 



Drucksache 7/941 


Deutscher Bundestag — 7, Wahlperiode 


60. Abgeordneter Für welches Jahr ist der Ausbau der Orts- 
Braun durchfahrt Hückeswagen geplant? 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 30. Juli 1973 

Der Ausbau der B 237 zwischen Bergisch-Born und Hückeswagen 
ist nach dem Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen (Anlage zum 
Gesetz über den Ausbau der Bundesfernstraßen in den Jahren 
1971 bis 1985 vom 30. Juni 1971) in die II. Dringlichkeitsstufe 
eingereiht worden. Das, schließt jedoch nicht aus, daß an dieser 
Strecke örtlich begrenzte Verbesserungsmaßnahmen vorgenom- 
men werden können. So soll eine Teilstrecke der Ortsdurchfahrt 
Hückeswagen ausgebaut werden. Hierfür ist im Straßenbauplan 
1973 ein erster Anlaufbetrag von 250 000 DM vorgesehen. 

Die in der Fragestellung erwähnten 26 Miillionen DM beziehen 
sich auf die geschätzten Gesamtausbaukosten, die in den Bundes- 
haushaltsplänen nur nachrichtlich aufgeführt sind. Im Straßen- 
bauplan 1972 waren für diese Maßnahme noch keine Ausgabe- 
mittel eingestellt. 

In den nächsten Jahren sind zunächst die Maßnahmen der 
L Dringlichkeitsstufe zu finanzieren. Daher kann für Strecken 
der II. Dringlichkeitsstufe, wie die B 237 zwischen Bergisch- 
Born und Hückeswagen, noch keine Terminangabe über größere 
Ausbaumaßnahmen gemacht werden. 


61. Abgeordneter 

Dr. Slotta 


(SPD) 


Wann gedenkt die Bundesregierung, das, Was- 
ser- und Schiffahrtsamt Saarbrücken als Bun- 
desbehörde personell so auszustatten, daß die 
Detailplanung für die Saarkanalisierung mög- 
lichst schnell durchgeführt werden kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 30. Juli 1973 

Die Rahmenplanung für den Ausbau der Saar ist abgeschlossen. 
Weitere Untersuchungen über die Auswirkungen der Baumaß- 
nahmen auf die Hochwasserabführung und über die bauliche 
Gestaltung der Wehre werden bei den Bundesanstalten für 
Gewässerkunde in Koblenz und für Wasserbau in Karlsruhe 
durchgeführt. Das Ergebnis dieser Arbeiten, das Voraussetzung 
für eine sinnvolle Detailplanung ist, wird voraussichtlich zum 
Jahresende vorliegen. 

Beim Wasser- und Schiffahrt&amt Saarbrücken sind die Bauar- 
beiten an den Saardurchstidien Saarbrücken/St. Arnual und Saar- 
louis soweit abgewickelt, daß im Jahr 1974 das bisher für diese 
Aufgaben eingesetzte Personal die Bearbeitung von Einzelent- 
würfen des Saarausbaus übernehmen kann, falls bis dahin die 
haushaltsreciiciici.eii v oraussetzungen für den von der Bundes- 
regierung beschlossenen Ausbau vorliegen. Danach ist entspre- 
chend dem Fortschritt der Vorbereitungs- und später der Bau- 
arbeiten eine Verstärkung des Neubaupersonals beim Amt Saar- 
brücken vorgesehen. 
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62. Abgeordneter 
Wissebadi 
(CDU/CSU) 


Wieweit sind die Planungen für eine seit 1967 
vorgesehene Nordumgehung B 253 der Stadt 
Bad Wildungen gediehen, und ist das nach 
§ 16 des Bundesfernstraßengesetzes zu erfol- 
gende Planfeststellungsverfahren in der Ein- 
leitung begriffen? 


63. Abgeordneter 

Wissebadi 


(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht das Bundesver- 
kehrsministerium, um den Gesichtspunkten 
Umweltschutz und Kurerweiterung Rechnung 
zu tragen, und welche zeitlichen Vorstellungen 
hat dabei das Bundesverkehrsministerium? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 30. Juli 1973 


Das Verfahren zur Bestimmung der Linie nach § 16 des Bundes- 
fernstraßengesetzes (FStrG) für die Nordumgehung von Bad Wil- 
dungen imr Zuge der B 253 wurde bereits am 13. November 1972 
auf Bundesebene eingeleitet, auf Grund eines neuen Beschlusses 
der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Wildungen 
jedoch zunächst nicht weitergeführt. Entgegen den früheren Be- 
schlüssen der Stadt wird nun der Bau einer Südumgehung und 
der gleichzeitige Ausbau der K 40 im Wildetal gefordert. Die 
Stadt läßt gegenwärtig einen Generalverkehrsplan aufstellen. 
Weitere planerische Untersuchungen der zuständigen hessischen 
Straßenbauverwaltung können erst durchgeführt werden, wenn 
der Generalverkehrsplan vorliegt. 

Die Gesichtspunkte des Umweltschutzes und der Kurerweiterung 
werden wie bisher auch bei der weiteren Entwurfsbearbeitung 
im engen Einvernehmen mit dem Magistrat der Stadt Bad Wil- 
dungen so weit wie möglich berücksichtigt. 

Wann mit dem Abschluß der Entwurfsbearbeitung, der Einlei- 
tung des Planfeststellungsverfahrens nach §§ 17 und 18 FStrG 
und dem Baubeginn gerechnet werden kann, ist gegenwärtig 
nicht zu übersehen. 


64. Abgeordneter 
Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


Welche Schritte beabsichtigt die Bundesregie- 
rung zu unternehmen, um die Kraftfahrzeug- 
industrie von der Notwendigkeit zu überzeu- 
gen, nur funkentstörte Kraftfahrzeuge auszu- 
liefem und um — gegebenenfalls durch Ein- 
schaltung der Technischen Überwachungsver- 
eine bei den Routineüberprüfungen — zu ge- 
währleisten, daß Kraftfahrzeuge auch für die 
Dauer ihrer Benutzung funkentstört sind, um 
damit eine Quelle der Umweltbeeinträchtigung 
zu beseitigen und gleichzeitig einen Beitrag 
zu dem aus Gründen der Verkehrssicherheit 
notwendigen störfreien Rundfunkempfang in 
Kraftfahrzeugen zu leisten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 2. August 1973 

Durch Artikel 2 der Verordnung zur Änderung von Vorschriften 
des Straßenverkehrsrechts vom 7. Juli 1960 (BGBL I S. 485, 511) 
wurde u. a. § 55 a in die Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
(StVZO) eingefügt, wonach die Zündanlagen von Ottomotoren 
in Kraftfahrzeugen funkentstört sein müssen. Diese Vorschrift 
trat nach § 72 zu § 55 a StVZO für erstmals in den Verkehr kom- 
mende Fahrzeuge am 1. Oktober 1960 und am 1. Juli 1961 für 
bereits im Verkehr befindliche Fahrzeuge in Kraft. Auf Grund 
von Absprachen mit der einschlägigen Industrie wurden jedoch 
schon alle seit dem 1. Juli 1958 erstmals in den Verkehr kom- 
menden Fahrzeuge serienmäßig mit einem Störschutz versehen. 

Die Prüfung der Zündanlagen wird nach VDE-Regeln vorgenom- 
men, an deren Aufstellung die Deutsche Bundespost maßgeblich 
beteiligt ist. Nach Nummer 7 der Richtlinie für die Durchführung 
der Hauptuntersuchungen vom 5. April 1972 (Verkehrsblatt 1972 
S. 192) wird die Funkentstörung der zur Hauptuntersudiung nach 
§ 29 StVZO vorgeführten Fahrzeuge ebenfalls nach den vor- 
stehend genannten VDE-Regeln geprüft. 

Auf internationaler Ebene wurde frühzeitig die Bedeutung ent- 
störter Fahrzeuge für Rundfunk und Fernsehen erkannt. So sind 
von der Economic Commission for Europe (ECE) der UN einheit- 
liche Vorschriften für die Genehmigung der Kraftfahrzeuge hin- 
sichtlich der Funkentstörung im Jahr 1969 verabschiedet worden. 
Eine Reihe von europäischen Ländern wendet diese einheitlichen 
Vorschriften bereits an, die Bundesrepublik Deutschland seit dem 
29. Mai 1970. Auch die Europäischen Gemeinschaften (EG) haben 
am 20. Juni 1972 im Rahmen der Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis für Kraft- 
fahrzeuge und Anhänger u. a. eine Richtlinie des Rates zur An- 
gleichung der Rechtsvorschriften über die Funkentstörung von 
Kraftfahrzeugmotoren mit Fremdzündung (Amtsblatt der EG, 
15. Jahrgang, Nr. L 152 vom 6. Juli 1972) verabschiedet. 

Angesichts dieser Sachlage kann also davon ausgegangen wer- 
den, daß alle am Verkehr teilnehmenden Kraftfahrzeuge so aus- 
gerüstet sind, daß ein störungsfreier Rundfunk- und Fernseh- 
empfang gewährleistet ist. 


65. Abgeordneter In welcher Höhe beabsichtigt die Bundesregie- 
Dr. Wamke rung, in den Haushaltsjahren 1973 und 1974 

(CDU/CSU) Mittel zum Ausbau von Regionalflughäfen be- 

reitzustellen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 2. August 1973 

Der Bund baut keine Flughäfen. Soweit er — abgesehen von 
dem bundeseigenen Bereich der Flugsicherung — Mittel für den 
Flughafenbau und -ausbau zur Verfügung stellt, geschieht das 
allein im Rahmen seiner gesellschaftsrechtlichen Beteiligung und 
trifft nur die Flughäfen Berlin, Frankfurt, Köln-Bonn und Ham- 
burg (demnächst voraussichtlich auch München). Was, speziell 
die sogenannten Regionalflughäfen anbelangt, so geht die Bun- 
desregierung davon aus, daß sich der Regionalluftverkehr insge- 
samt selber tragen muß und Subventionen zumindest seitens des 
Bundes nicht in Betracht kommen. Demzufolge werden weder 
für 1973 noch für 1974 im Bundeshaushalt Mittel für den Ausbau 
von Regionalflughäfen bereitgestellt. 


38 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/941 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


66. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, das Zweite 

Dr. Häfele Wohnungsbaugesetz dahin gehend zu ändern, 

(CDU/CSU) daß künftig mit öffentlichen Mitteln Kinder- 

heime gefördert werden können, die der Un- 
terbringung von behinderten und geschädigten 
Kindern sowie der Kinder- von unverheirate- 
ten Müttern dienen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Abreß 
vom 30. Juli 1973 

Das Zweite Wohnungsbaugesetz verfolgt das Ziel, durch die 
Förderung des Wohnungsbaus eine ausreichende Versorgung 
der Bevölkerung mit Wohnraum sicherzustellen. Demgemäß 
gelten nach seinem § 15 als Wohnheime, die nach diesem Gesetz 
gefördert werden können, nur Heime, die für die Dauer dazu 
bestimmt und geeignet sind, „Wohnbedürfnisse zu befriedigen". 
Dies bedeutet, daß Einrichtungen, bei denen der Wohnzweck 
gegenüber anderen Zwecken in den Hintergrund tritt, wie dies 
gerade bei der Unterbringung und Betreuung behinderter und 
geschädigter Kinder der Fall ist, nicht als Wohnheime im Sinne 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes, rechnen. Die gleichen Erwä- 
gungen führen auch dazu, daß z. B. Erziehungsheime oder Pflege- 
heime nicht in die Wohnungsbauförderung einbezogen werden 
können. Wollte der Gesetzgeber auch die von der Fragestellung 
erfaßten Personenkreise und die hierzu gehörenden Einrichtun- 
gen in die Förderung nach dem Zweiten Wohnungsbaugesetz 
einbeziehen, würde die generelle Zielrichtung des Gesetzes 
grundlegend geändert werden. Hieran wird seitens der Bundes- 
regierung nicht gedacht, zumal die für die eigentliche Woh- 
nungsbauförderung zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel 
nicht zur Befriedigung aller Anforderungen ausreichen. 

Hinzu kommt folgende Erwägung: Stellt die Förderung von 
Kinderheimen für die hier in Betracht stehenden Personenkreise 
eine Maßnahme auf dem Gebiet der Jugendhilfe und Jugend- 
pflege dar, dürfte die Bundesregierung nach dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 18. Juli 1967 zum Gesetz für 
Jugendwohlfahrt — auch im Rahmen eines Gesetzes — auf die- 
sem Gebiet allenfalls solche Bestrebungen fördern, die der Auf- 
gabe nach eindeutig überregionalen Charakter haben. Es muß 
sich um Bestrebungen handeln, die ihrer Art nach nicht durch 
ein Land allein wirksam gefördert werden können. Dies wäre 
z. B. der Fall bei zentralen Einrichtungen, deren Wirkungsbereich 
sich auf das Bundesgebiet als Ganzes erstreckt, bei gesamtdeut- 
schen Aufgaben und bei internationalen Aufgaben. Keinesfalls 
kann sich die Zuständigkeit des Bundes auf die Förderung regio- 
naler oder örtlicher Bestrebungen erstrecken. 

67. Abgeordneter Da durch die Veränderung der Diskontsätze 

Zink durch die Deutsche Bundesbank auch die Zins- 

(CDU/CSU) Sätze für Althypotheken angehoben wurden, 

was mit dazu beiträgt, daß Mietpreiserhöhun- 
gen im Rahmen der Kostenmietenberechnung 
die Folge waren, frage ich die Bundesregie- 
rung, ob sie beabsichtigt, von der Objektmiete 
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abzugehen und dafür die Unternehmensmiete 
zu nehmen, um dadurch bei gleicher Woh- 
nungsgröße unterschiedliche Mieterhöhungen 
wegen unterschiedlicher Finanzierung zu ver- 
meiden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 1. August 1973 

Es ist nicht beabsichtigt, das in der Mietpreisbildung maßge- 
bende Prinzip der Objektmiete durch das der Unternehmens- 
miete zu ersetzen. Die Frage ist bereits wegen der Mietenver- 
zerrung, die sich im System der Kostenmiete als Folge der Bau- 
kostenentwicklung ergibt, diskutiert worden, aber als nicht ge- 
eignet zur Lösung des Problems angesehen worden. Wegen der 
zeitweisen Verteuerung von Kapitalkosten erscheint die Unter- 
nehmensmiete noch problematischer. 

Denn im Gegensatz zur Mietenverzerrung zwischen den Woh- 
nungen älterer und neuerer Baujahrgänge geht es um einen 
vorübergehenden Zustand, der nach Beendigung der extremen 
Lage auf dem Kapitalmarkt von selbst aufhört. 

Auch ist zu bedenken, daß die Wohnungsunternehmen durch die 
Verteuerung zinsvariabler Hypothekendarlehen unterschiedlich 
betroffen werden. Ob und in welchem Ausmaß die Zinsanhebung 
zur Erhöhung der Kapitalkosten und damit zu einer Anhebung 
der Bestandsmieten führt, hängt davon ab, in welchem Umfang 
ein Wohnungsunternehmen seine einzelnen Bauobjekte mit Fest- 
zins- oder Sparkassenhypotheken finanziert hat. Die Zulassung 
der Unternehmensmiete könnte einen allgemeinen dämpfenden 
Effekt auf die Mieten von Neubauwohnungen nur dann gewähr- 
leisten, wenn alle Wohnungsunternehmen in der Vergangenheit 
eine etwa gleichartige Finanzierung, d. h. gleiche Mischung von 
Darlehen mit festen und variablen Zinsen, betrieben hätten. Für 
diese Annahme gibt es jedoch keine Anhaltspunkte. Die Sozial- 
wohnungen in der Hand von Privateigentümern blieben in der 
Regel von dem beabsichtigten Mietausgleich völlig ausgeschlos- 
sen. 

Im übrigen hat der Deutsche Bundestag durch die einstimmige 
Verabschiedung des Wohnungsbauänderungsgesetzes 1971 zum 
Ausdruck gebracht, daß der ältere mietgünstigere Sozialwoh- 
nungsbestand für Wohnungssuchende mit niedrigerem Einkom- 
men Vorbehalten bleiben soll. Die Unternehmensmiete würde 
den Mietvorteil dieser Sozialwohnungen beseitigen. 


Geschäftsbereich des Bündesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


68. Abgeordneter 

Rollmann 


(CDU/CSU) 


Aus welchem Grund hat die Bundesregierung 
darauf verzichtet bekanntzugeben, daß Ren- 
tenempfänger aus der DDR auf die neuerdings 
von der Deutschen Reichsbahn ausgegebenen 
Rückfahrkarten keinen Anspruch auf Erstat- 
tung von Rückreisekosten durch die Sozial- 
ämter in der Bundesrepublik Deutschland ha- 
ben, und ist die Bundesregierung bereit, dar- 
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auf hinzuwirken, daß die Sozialämter in der 
Bundesrepublik Deutschland künftig auch bei 
der Vorlage von Rückfahrkarten die Reise- 
kosten von Rentnern bis zur Zonengrenze er- 
statten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 3. August 1973 

Die Besucher aus der DDR und Berlin (Ost) erhalten bereits seit 
1955 aus Bundesmitteln und nach Richtlinien des BMB Gutscheine 
für die Rückfahrt auf der kürzesten Bahnstrecke zwischen ihrem 
letzten Besuchsort im Bundesgebiet und der ersten D-Zug-Station 
in der DDR. 

Eine Erstattung von Rückreisekosten in bar fand also nicht statt. 
Sie war auch in den Richtlinien nicht vorgesehen. Die Herreise 
und die Strecke von der Grenzstation in der DDR bis zu ihrem 
Heimatort haben die Besucher stets selbst bezahlt. Der Anlaß 
für die Gewährung der Rückreisehilfe aus Mitteln der Bundes- 
regierung lag in der Unmöglichkeit für die Besucher, an ihrem 
Ausgangsort in der DDR eine Fahrkarte für die ganze Strecke 
der Rückreise aus der Bundesrepublik zu lösen. Dieser Anlaß 
ist seit dem 1. Mai 1973 fortgefallen, nachdem die DDR dem Inter- 
nationalen Übereinkommen über den Eisenbahn-Personen- und 
gepäckverkehr beigetreten ist. 

Trotzdem hat die Bundesregierung an den Richtlinien für die 
Rückreisehilfe, deren letzte Fassung seit dem 1. Juli 1972 gilt, 
insoweit nichts geändert. Nach den bisher vorliegenden Berichten 
der Bundesländer reisen jetzt Besucher sowohl mit als auch ohne 
Rückreisekarten ein. Besucher ohne Rückreisekarte erhalten 
weiterhin einen Gutschein. Voraussetzung für die Gewährung 
dieser Reisehilfe ist allerdings nach wie vor die schriftliche Erklä- 
rung der Gastgeber, sie sähen sich nach ihren wirtschaftlichen 
Verhältnissen nicht in der Lage, die Rückreisekosten ihres Besu- 
chers zu übernehmen. 

Ich habe die Länder am 17. Mai 1973 fernschriftlich lediglich ge- 
beten, meine Richtlinien insoweit weiter anzuwenden und den 
Besuchern eine Reisehilfe nach Maßgabe dieser Richtlinien zu 
gewähren. 

Für eine Abänderung der Richtlinien im Sinne Ihrer Frage be- 
steht meines Erachtens kein Anlaß. 


69. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung, daß ein Merk- 
Dr. Franz blatt über die Einzelheiten der Tagesausflüge 

(CDU/CSU) in die DDR dazu beiträgt, auch die von der 

DDR ausgesparten 315 Gemeinden und 274 
Ortsteile für Bundesbürger zugänglich zu ma- 
chen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 2. August 1973 

Mit dem Inkrafttreten des Vertrags über die Grundlagen der 
Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik am 21. Juni 1973 sind für 
die Einwohner bestimmter Kreise und Städte im Bundesgebiet 
nach langen Jahren erstmalig wieder Tagesbesuche im grenz- 
nahen Bereich der DDR möglich geworden. Bereits während der 
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Verhandlungen über den genannten Vertrag und die Tagesauf- 
enthalte hat die DDR das an der Grenze zur Bundesrepublik 
Deutschland gelegene Sperrgebiet, in das bisher Besuche von 
Westdeutschen nicht möglich waren, räumlich verringert. 

Die Bundesregierung hat die Bevölkerung über die verbesserten 
Reisemöglichkeiten in die DDR durch ein Merkblatt unterrichtet 
Darin wird ausdrücklich darauf hingewiesen, daß bestimmte, aus 
Verzeichnissen bei den Kommunalbehörden und Reisebüros im 
grenznahen Gebiet der Bundesrepublik Deutschland zu erken- 
nende Gemeinden und Ortsteile der DDR, die in Grenznahe ge- 
legen sind, nicht besucht werden können. Zwischen diesem Hin- 
weis und Ihrer Frage, ob dieses dazu beitrage, auch die vom 
Reiseverkehr ausgesparten Gemeinden und Ortsteile der DDR 
für Besucher aus dem Bundesgebiet zugänglich zu machen, ver- 
mag ich keinen Zusammenhang zu sehen. Daß die Bundesregie- 
rung eine weitere Reduzierung der vom Reiseverkehr ausgespar- 
ten Gemeinden und Ortsteile auf dem Gebiet der DDR bis zu 
deren gänzlichen Fortfall begrüßen würde, ist eine Selbstver- 
ständlichkeit, die mit dem Hinweis im Merkblatt nichts zu tun 
hat. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


70. Abgeordneter Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
Dr. Ahrens der Kernfusionsforschung bei, und mit wel- 

(SPD) chen Mitteln wurde dieser Forschungszweig 

— auf geteilt nach Haushaltsjahren — bisher 
durch die Bundesregierung gefördert? 

Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Dr. Hauff 
vom 24. Juli 1973 

Forschungsarbeiten zur kontrollierten Kernfusion werden in der 
Bundesrepublik Deutschland wie auch in anderen hochindustria- 
lisierten Ländern seit rund 15 Jahren durchgeführt. Trotz großer 
wissenschaftlicher Anstrengungen, verbunden mit einem erheb- 
lichen Mittelaufwand (vgl. Tabelle), ist es bis jetzt noch nicht 
gelungen, die Kernfrage, nämlich die Einschließung heißer, dich- 
ter Plasmen auf eine hinreichend lange Zeit, zu lösen. Nach dem 
übereinstimmenden Urteil der Experten ist eine Verwirklichung 
eines Prototyp-Fusionsreaktors nicht vor dem Jahr 1990 zu 
erwarten, die wirtschaftliche Nutzung der Fusionsenergie wird 
vermutlich nicht mehr in diesem Jahrhundert zu erreichen sein. 

Angesichts der Möglichkeit, mit Fusionsreaktoren außerordent- 
lich große Brennstoffvorräte für die Energiegewinnung nutzbar 
machen zu können, und der Notwendigkeit, mit den vorhandenen 
fossilen Brennstoffvorräten zunehmend sparsamer umgehen zu 
müssen, hält die Bundesregierung zusätzlich zur Weiterentwick- 
lung der Kernspaltungsreaktoren eine Fortführung der For- 
schungsarbeiten zur kontrollierten Kernfusion für notwendig. 
Der internationalen Kooperation wird infolge der schnell stei- 
genden Aufwendungen für jedes einzelne Großexperiment auf 
diesem Forschungsgebiet in Zukunft eine noch größere Bedeu- 
tung zukommen als bisher. 
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Tabelle 



bis 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 Summe 

Bund 

rd. 

100 

25.9 

26.6 

40.3 

42.2 

41.0 

276.0 

Länder 

rd. 

15 

8.2 

10.8 

6.7 

7.1 

7.2 

55.0 

Gesamt 


115 

34.1 

37.4 

47.0 

49.3 

48.2 

331.0 


Ausgaben des Bundes und der Länder für die Kernfusionsfor- 
schung (einschließlich geringer Anteile für die allgemeine Plas- 
maforschung) in Millionen DM. 


71. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 

(SPD) 


Mit welchen Mitteln fördert die Bundesregie- 
rung Forschungen zur Vergasung und Ver- 
flüssigung von Steinkohle, und welche Priori- 
tät legt die Bundesregierung derartigen For- 
schungsvorhaben bei? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hauff 
vom 24. Juli 1973 

Das Bundesministerium für Forschung und Technologie fördert 
seit Anfang 1971 die Technologie der Kohlevergasung im Rah- 
men eines umfangreichen Forschungs- und Entwicklungsprojekts 
„Entwicklung von Verfahren zur Umwandlung fester fossiler 
Rohstoffe mit Wärme aus Hochtemperatur-Kernreaktoren", das 
von der Rheinischen Braunkohle AG, Köln, der Bergbau-For- 
schung, Essen, und der Kernforschungsanlage Jülich gemeinsam 
durchgeführt wird. 

Bis Ende 1975 sind für dieses Projekt Bundesmittel in Höhe von 
insgesamt ca. 50 Millionen DM vorgesehen. Dem Vorhaben wird 
hohe Priorität beigemessen, da es bei technischem Erfolg der 
Entwicklung die Möglichkeit mit sich bringt, unsere heimischen 
Braunkohlen- und eventuell auch die Steinkohlenvorräte in ver- 
stärktem Maße zu einer umweltfreundlichen Nutzung für die 
Energieversorgung heranzuziehen. 

Voraussichtlich dürfte zunächst die Erzeugung von synthetischem 
Erdgas aus Braunkohle im Hinblick auf die zu erwartende Ver- 
knappung dieses wichtigen fossilen Energieträgers eine wirt- 
schaftliche Bedeutung erlangen. 

Demgegenüber werden Technologien zur Kohleverflüssigung ge- 
genwärtig nicht gefördert; Anträge hierzu liegen auch nicht vor. 
Eine 1969 im Auftrag des Bundestags, durch den damaligen Bun- 
desminister für wissenschaftliche Forschung in Auftrag gegebene 
Studie, die dem Ausschuß für Wirtschaft des Deutschen Bundes- 
tags im September 1971 zugeleitet wurde, kommt zu dem Schluß, 
daß es bei der derzeitigen Preisrelation von Kohle und Erdöl 
ausgeschlossen ist, wirtschaftlich Kraftstoffe aus Kohle herzu- 
stellen. Diese ungünstige Relation besteht auch heute trotz der 
steigenden Mineralölpreise unverändert fort, so daß eine Wie- 
deraufnahme der Kohleverflüssigung — die technologisch kurz- 
fristig möglich wäre — gegenwärtig nicht gerechtfertigt ist. Ich 
darf im übrigen zu dieser Teilfrage auf die Antwort der Bundes- 
regierung vom 14. April 1972 auf eine entsprechende Anfrage 
des Abgeordneten Wüster verweisen (Drucksache VI/3313). 
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J2, Abgeordneter 
Dr. Ahrens 
(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hauff 
vom 24. Juli 1973 

Bereits seit Mai 1973 werden in einer aus Hochschule, Industrie 
und Forschungszentren bestehenden vom BMFT einberufenen 
Arbeitsgruppe die Vorarbeiten zu einer umfassenden „Studie 
über Technologien zur Einsparung von Energie" vorangetrieben. 
Mit einer Auftragserteilung für die Studie kann im Oktober 1973 
gerechnet werden. Technologien zur Wärmerückgewinnung wer- 
den einen Schwerpunkt der Studie bilden, in der vorrangig audi 
Vorschläge für Forschungs- und Entwicklungsprojekte erarbeitet 
werden sollen. 


73. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die in der 
Kater Zeitung „Le Monde" am 28. Mai d. J. ver- 

(SPD) öffentlidite Absicht der EG-Kommission, den 

Mitgliedstaaten die Einführung eines „Euro- 
päischen Kalkulationsplans" vorzusdilagen, 
der die Aufstellung eines gemeinsamen Ak- 
tionsprogramms im Bereich der Informatik für 
die Jahre 1976 bis 1980 ermöglichen soll? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hauff 
vom 24. Juli 1973 

Die Kommission hat unter dem 19. Februar 1973 zunächst ein 
„Vorläufiges Arbeitsdokument über die im Bereich der Informa- 
tik auf Gemeinschaftsebene erforderlichen industrie- und tech- 
nologiepolitischen Maßnahmen" vorgelegt. Darüber haben in- 
zwischen in allen Hauptstädten der Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Gemeinschaften — in Bonn am 23. Mai 1973 - — Bespre- 
chungen stattgefunden. Die Kommission ist zur Zeit damit be- 
schäftigt, auf der Grundlage dieser Besprechungen konkrete 
Vorschläge auszuarbeiten. 

Die Bundesregierung begrüßt die Initiative der Kommission auf 
dem Gebiet der Informatik. Sie stimmt mit der Kommission in 
der Beurteilung der derzeitigen Situation auf diesem Gebiet 
überein und teilt ihre Zielvorstellung einer engen europäischen 
Zusammenarbeit. Wie dieses Ziel erreicht werden soll, ist noch 
unklar. Die Meinungsbildung in der Kommission ist insoweit 
noch nicht abgeschlossen. Ihre konkreten Vorschläge müssen 
zunächst abgewartet werden. 


Beabsichtigt die Bundesregierung, sich für eine 
sinnvollere Energieverwendung dadurch oin- 
zusetzen, daß sie eine Studie über die Auswir- 
kungen einer vermehrten Verwendung von 
Wärmepumpen und Wärmetäuschern in Auf- 
trag gibt? 


74. Abgeordneter 
Kater 


(SPD) 


Was beabsichtigt die Bundesregierung, im 
Rahmen der Europäischen Gemeinschaft anzu- 
regen bzw. zu veranlassen, um auf Gemein- 
schaftsebene zusätzliche Mechanismen für die 
Finanzienmg von Risikokapital zu schaffen, 
mit dessen Hilfe die Errichtung und die ersten 
Betriebsjahre von solchen Unternehmen finan- 
ziert werden können, die sich mit der Entwick- 
lung neuer Technologien befassen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hauff 
vom 24. Juli 1973 

Die EG-Kommission hat in der Mitteilung zum Programm für 
eine Industrie- und Technologiepolitik vom 3. Mai 1973 ihre 
Bereitschaft zu erkennen gegeben, die Zusammenarbeit der Wag- 
nisfinanzierungsgesellschaften in den Mitgliedstaaten durch die 
Errichtung eines gemeinsamen Finanzierungsmechanismus zu 
fördern. Die diesbezüglichen Vorschläge der Kommission müssen 
zunächst abgewartet werden. Die Bundesregierung steht einer 
Unterstützung der Zusammenarbeit europäischer Wagnisfinan- 
zierungsgesellschaften unter Wahrung des Wettbewerbsgedan- 
kens grundsätzlich positiv gegenüber. Die Anregungen der Kom- 
mission werden durch Überlegungen zur Gründung einer deut- 
schen Wagnisfinanzierungsgesellschaft ergänzt. 

75. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die in der 

Pfeffermann Flugrevue Nr, 21/73 auf gezeichneten Gefahren 
(CDU/CSU) neuer Raumfahrtdivergenzen zwischen den 

europäischen Staaten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hauff 
vom 25. Juli 1973 

Die Europäische Weltraumkonferenz hat am 12. Juli 1973 in 
Brüssel stattgefunden. Meine Bedenken gegen den Zeitpunkt der 
Abhaltung dieser Konferenz haben sich bestätigt. Unsere euro- 
päischen Partnerstaaten waren in ihrer Willensbildung noch nicht 
so weit fortgeschritten, daß sie sich über eine Teilnahme an den 
auf der letzten Weltraumkonferenz Ende letzten Jahres beschlos- 
senen Projekten verbindlich äußern konnten. Die Konferenz wird 
deshalb am 31. Juli 1973 fortgesetzt. Übereinstimmung liegt bis- 
her nur insoweit vor, daß die einheitliche europäische Weltraum- 
organisation ESA möglichst schon Anfang kommenden Jahrs 
ihre Tätigkeit aüfnehmen soll. 

Am 31, Juli 1973 soll vor allem Einigkeit über die Finanzierung 
des Spacelab-Programms erzielt werden, an dessen Durchfüh- 
rung die Bundesrepublik Deutschland in Zusammenarbeit mit 
den USA besonders interessiert ist. Offen ist hingegen noch die 
Finanzierung des von Frankreich besonders befürworteten Trä^ 
gerprojekts L III S. Die Bundesrepublik Deutschland wird sich 
daran mit einem erheblichen Festbetrag beteiligen. Offen ist 
v/eiterhin die Finanzierung des maritimen Satelliten MAROTS, 
an dem Großbritannien ein besonderes Interesse hat. Ich bin 
zuversichtlich, daß es gelingen wird, eine Lösung zu finden, die 
dem gemeinsamen Anliegen nach einer abgestimmten europäi- 
schen Weltraumpolitik Rechnung trägt. 

76. Abgeordneter Mit welcher Rakete soll der deutsch-franzö- 

Weber sische Nachrichtensatellit Symphonie wann 

(Heidelberg) und wo gestartet werden? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Staatssekretärs Haunschild 
vom 30. Juli 1973 

Mit Schreiben vom 29. Juni 1973 hat sich die amerikanische 
Weltraumbehörde NASA bereiterklärt, die beiden Symphonie- 
Satelliten mit amerikanischen Trägerraketen vom Typ Thor- 
Delta 2914 von Cape Kennedy aus zu starten. Der erste Start 
soll im 1. Quartal 1975 erfolgen, der zweite etwa drei Monate 
später. Die NASA hat im übrigen angedeutet, daß der erste 
Satellit möglicherweise bereits im 4. Quartal 1974 gestartet wer- 
den könne. 
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77, Abgeordneter 
Weber 
(Heidelberg) 
(CDU/CSU) 


Welche Konzeption hat die Bundesregierung 
in bezug auf die Beteiligung der deutschen 
Wirtschaft und Wissenschaft beim Bau von 
Nachrichten-, Rundfunk- und Fernsehsatelli- 
ten? 


Antwort des Staatssekretärs Haunschild 
vom 30. Juli 1973 

Die aussichtsreichsten Möglichkeiten für eine Beteiligung der 
deutschen Industrie beim Bau von Nachrichtensatelliten bieten 
z. Z. das weltweite INTELSAT-System sowie die geplanten 
ESRO-Fernmeldesatelliten. Die Beteiligungschancen hängen, 
vor allem bei INTELSAT, entscheidend von der internationalen 
Konkurrenzfähigkeit der deutschen Industrie ab. Bei ESRO ist 
allerdings eine gewisse Beteiligung dadurch automatisch sicher- 
gestellt, daß ein wesentlicher Anteil der Mitgliedsbeiträge der 
Bundesrepublik Deutschland in Form von Aufträgen an die deut- 
sche Industrie zurückfließen muß. Technisch hochwertige Aufga- 
ben werden jedoch auch hier nur an die kompetentesten Bewer- 
l)er vergeben. 

Zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unter- 
nehmen werden daher im Rahmen des nationalen „Technologi- 
schen Basisprogramms'' kritische Komponenten künftiger Nadi- 
richtensatelliten, wie z. B. Senderöhren, Antennen, Solarzellen 
usw., entwickelt. Daneben trägt auf besonders wirkungsvolle 
Weise die Realisierung des deutsch-französischen experimen- 
tellen Fernmeldesatelliten Symphonie zur Hebung des indu- 
striellen Erfahrungspotentials bei. Dies gilt um so mehr, als der 
deutsche Anteil von 50Vo der Entwicklungskosten dieses Projekts 
technologisch besonders anspruchsvolle Arbeiten (Transponder, 
Stabilisierung) enthält. Ferner eröffnen die z. Z. laufenden natio- 
nalen Studien für einen Fernsehrundfunksatelliten deutschen 
Industrieunternehmen die Möglichkeit, Erfahrungen auf einem 
zukunftsweisenden Arbeitsgebiet zu sammeln und sich damit 
gute Beteiligungschancen bei einer späteren möglichen Realisie- 
rung dieses Projekts im internationalen Rahmen zu sichern. 

Die Beiträge der Wissenschaft konzentrieren sich im wesent- 
lichen auf vorbereitende Forschungsarbeiten im Vorfeld der 
Projekte und auf die Mitwirkung bei deren experimenteller 
Erprobung. Der Bau der Nachrichtensatelliten selbst liegt jedoch 
allein im Verantwortungsbereich der Industrie. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

78. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach 

Dr. Schweitzer den zur Zeit geltenden Vorschriften im Bereich 

(SPD) des Zulassungsverfahrens zum Studium an den 

Hochschulen der Bundesrepublik Deutschland 
unter der Kategorie „Härtefälle" Kinder von 
Diplomaten und anderen Auslandsbeamten, 
die über Jahre hinaus auf ausländischen Schu- 
len ausgebildet wurden und zum Teil dort 
auch ihre Abschlußexamen abgelegt haben, 
überhaupt nicht berücksichtigt und damit ge- 
genüber nicht nur deutschen sondern auch 
ausländischen Schul ab solventen in der Bundes- 
republik Deutschland erheblich benachteiligt 
werden? 
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79. Abgeordneter 

Dr. Schweitzer 
(SPD) 


80. Abgeordneter 

Dr. Schweitzer 

(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Jochimsen 
vom 2. August 1973 

Es trifft zu, daß Kinder von Diplomaten und anderen Auslands- 
beamten, die auf Schulen im Ausland die Berechtigung zum 
Hochschulstudium erworben haben, beim Zulassungsverfahren 
zum Studium an den Hochschulen in der Bundesrepublik 
Deutschland in Fächern mit Zulassungsbeschränkungen nicht 
generell als „Härtefälle" behandelt werden. 

Eine derartig pauschale Zuordnung dieser Gruppe von Studien- 
bewerbern wäre auch nicht gerechtfertigt. 

Nach den geltenden Vorschriften wird bei Kindern von Diploma- 
ten und anderen Auslandsbeamten, die im Ausland die Berech- 
tigung zum Hochschulstudium erworben haben, bei der Zulassung 
wie folgt verfahren: 

War der Besuch der ausländischen Schule zwingend — was in 
der Regel bei Kindern von Diplomaten und anderen Auslands- 
beamten der Fall sein dürfte — , so stellt der Studienbewerber 
bei der für seinen Wohnsitz zuständigen obersten Landesbe- 
hörde für das Schulwesen den Antrag, ihm eine Bescheinigung 
über die bei der Rangbestimmung zu berücksichtigende Gesamt- 
note auszustellen. 

Glaubt der Studienbewerber, daß für ihn die Nichtzulassung zum 
Hochschulstudium eine außergewöhnliche Härte bedeuten würde, 
so kann er gleichzeitig den Antrag auf Zuweisung eines Studien- 
platzes im Rahmen der Quote für Fälle außergewöhnlicher Härte 
bei der Hochschule seiner Wahl stellen. 

Fände dagegen die von Ihnen angedeutete Regelung Anwendung, 
so würden bei dem betreffenden Kreis von Studienbewerbern die 
schulischen Leistungen als Auswahlkriterien von vornherein 
ausscheiden. Das wäre aber nicht gerecht, weil ja auch Kinder 
von Diplomaten und anderen Auslandsbeamten mit einer im 
Ausland erworbenen Hochschulberechtigung schon auf Grund 
ihrer Gesamtnote sofort zum Studium an einer deutschen Hoch- 
schule zugelassen werden können. 

Nach den bisherigen Erfahrungen rechtfertigen die von deutschen 
Schulen im Ausland erteilten Abschlußquoten nicht die Entschei- 
dung, grundsätzlich das Leistungsprinzip als Auswahlkriterium 
für die Zulassung zum Studium bei den betreffenden Studien- 
bewerbern aufzugeben. 

Es ist ferner zutreffend, daß die in der Anlage 3 der Rechtsver- 
ordnung zum Staatsvertrag über die Vergabe von Studienplätzen 
getroffene Regelung unter dem Gesichtspunkt eines Länderaus,- 


Ist der Bundesregierung ferner bekannt, daß 
in diesem Zusammenhang die Kinder von 
solchen Auslandsbeamten im europäischen 
Bereich häufig sogenannte Europaschulen so- 
wie andere deutsche Auslandsschulen besu- 
chen, die nach den geltenden Rechtsverord- 
nungen im Zusammenhang mit dem Zulas- 
sungsverfahren unter dem Gesichtspunkt eines 
Länderausgleichs unberücksichtigt bleiben? 

Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung, im Benehmen mit den Ländern zu 
ergreifen, um ihrer Fürsorgepflicht gegen- 
über solchen Familienangehörigen ihrer Beam- 
ten im Ausland nachzukommen? 
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gleichs die Zeugnisnoten der Kinder von Auslandsbeamten an 
den Europaschulen und anderen deutschen Auslandsschulen in 
das. Verfahren zur Berechnung der Bundesdurchschnittsnote nicht 
einbezieht. 

Für die Nichteinbeziehung der Zeugnisnoten dieses Kreises von 
Studienbewerbern bei der Berechnung der Landes- bzw. Bundes- 
durchschnittsnote im Rahmen des Zulassungsverfahrens werden 
von seiten der Länder im wesentlichen zwei Gründe angeführt: 

Zum einen liegen dem Unterricht an diesen Schulen Lehrpläne 
und Prüfungsordnungen zugrunde, die sich von in den einzelnen 
Bundesländern geltenden Richtlinien erheblich abheben. Zum 
anderen machen die Deutschen an der Gesamtzahl der Abiturien- 
ten an den deutschen Schulen im Ausland und in Europaschulen 
nur einen kleinen Prozentsatz aus. Infolgedessen sind die 
Schwankungen der Durchschnittsnoten erheblich stärker als im 
Bundesgebiet. Die hervorragenden Leistungen eines Schülers 
oder weniger Schüler können bereits zur Errechnung einer weit 
über dem Bundesdurchschnitt liegenden Durchschnittsnote füh- 
ren. Diese hervorragenden Leistungen könnten jedoch beim 
Zulassungsverfahren nicht gebührend berücksichtigt werden, da 
nach den geltenden Vorschriften die Zentralstelle zur Vergabe 
von Studienplätzen an ihrer Durchschnitts quote eine Wertver- 
änderung zu ihrem Nachteil (Abschlag) vorzunehmen hätte. 

Die von Ihnen angeschnittenen Fragen können im Hochschul- 
rahmengesetz des Bundes nicht behandelt werden, da die Rege- 
lung derartiger Details des Zulassungsverfahrens den Rahmen 
der Kompetenz des Artikels 75 Nr. 1 a des Grundgesetzes zwei- 
fellos überschreiten würde. 

Die Bundesregierung wird deshalb prüfen, welche Schritte von 
den Ländern unternommen werden könnten, um zu einem trans- 
parenteren und gerechteren Auswahlverfahren für deutsche Stu- 
dienbewerber mit Reifezeugnissen aus dem Ausland zu kommen. 


81. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung den 
Dr. Probst Marxistischen Studentenbund Spartakus an 

(CDU/CSU) der Anhörung zum Hochschulrahmengesetz 

beteiligt, und welche Gründe haben die Bun- 
desregierung bewogen, eine Organisation mit 
verfassungsfeindlichen Zielen bei der Bera- 
tung eines demokratischen Gesetzgebungs- 
werks zu hören? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Jochimsen 
vom 2. August 1973 

Ihre Frage vom 16. Juli 1973 zur Anhörung des Marxistischen 
Studentenbundes Spartakus im Bundesministerium für Bildung 
und Wissenschaft zum Entwurf zur Vorbereitung eines Regie- 
rungsentwurfs für ein Hochschulrahmengesetz wird mit umfaßt 
von der Kleinen Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
vom 20. Juli 1973 (Drucksache 7/921), die Sie mit unterzeichnet 
haben. 

Ich gehe deshalb davon aus, daß Sie mit einer Beantwortung 
Inrer Frage im Rahmen der Antwort der Bundesregierung auf 
die Kleine Anfrage einverstanden sind. Diese Antwort wird zur 
Zeit erarbeitet. 

Bonn, den 9. August 1973 
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